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173. Sitzung 

Bonn, den 13. November 1985 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Frau Renger: Die Sitzung ist eröff-
net. 
Meine Damen und Herren, interfraktionell ist 

vereinbart worden, die heutige Tagesordnung um 
den Zusatzpunkt 1 betreffend Erste Beratung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Siebten Gesetzes zur Änderung des Arbeits-
förderungsgesetzes — Drucksache 10/4211 — und 
um den Zusatzpunkt 2 betreffend Erste Beratung 
des vom Bundesrat eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Gleichstellung der Absolventen der 
einstufigen Juristen- und einphasigen Lehreraus-
bildung im Arbeitsförderungsgesetz — Drucksache 
10/4145 — zu erweitern. — Das Haus ist damit ein-
verstanden. Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 
— Auch da besteht Einverständnis. 

Ich gehe davon aus, daß mit der Aufsetzung die-
ser Tagesordnungspunkte gleichzeitig von der Frist 
für den Beginn der Beratung abgewichen wird. — 
Auch hier besteht Einverständnis. Dann ist das so 
beschlossen. 

Ich rufe die soeben genannten Zusatzpunkte auf: 

1. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Siebten Geset-
zes zur Änderung des Arbeitsförderungsge-
setzes 
— Drucksache 10/4211 —

2. Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Gleichstellung der Absolventen der einstufi-
gen Juristen- und einphasigen Lehrerausbil-
dung im Arbeitsförderungsgesetz 
— Drucksache 10/4145 — 

Das Wort wird nicht erbeten. 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, den Gesetz-
entwurf der Bundesregierung auf Drucksache 10/ 
4211 zur federführenden Beratung an den Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung und zur Mitberatung 
an den Innenausschuß, den Ausschuß für Wirt-
schaft, den Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
sowie zur Mitberatung und gemäß § 96 der Ge-
schäftsordnung an den Haushaltsausschuß und den 
Gesetzentwurf des Bundesrates auf Drucksache 10/ 
4145 zur federführenden Beratung an den Ausschuß 

für Arbeit und Sozialordnung und zur Mitberatung 
an den Innenausschuß, den Ausschuß für Bildung 
und Wissenschaft sowie zur Mitberatung und ge-
mäß § 96 der Geschäftsordnung an den Haushalts-
ausschuß zu überweisen. Gibt es dazu anderweitige 
Vorschläge? — Dann sind die Überweisungen so 
beschlossen. 

Ich rufe jetzt Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksachen 10/4197, 10/4222 — 

Wir kommen zunächst zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Bildung und Wissenschaft. Zur 
Beantwortung der Fragen steht der Herr Parlamen-
tarische Staatssekretär Pfeifer zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 1 des Herrn Abgeordneten 
Kuhlwein auf: 

Welche Begründung hat die Bundesregierung dafür, daß 
geplante zusätzliche Mittel für das Benachteiligten-Pro-
gramm zu mehr als 60 v. H. in Arbeitsamtsbezirke des Lan-
desarbeitsamtes Bremen-Niedersachsen fließen sollen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft: Frau Präsident, Herr 
Kollege Kuhlwein, im Haushaltsausschuß des Deut-
schen Bundestages ist am 16. Oktober bei dem Be-
schluß, mit dem der Ausschuß dem Deutschen Bun-
destag die Erhöhung der für das Benachteiligten

-

Programm 1986 vorgesehenen Mittel um 60 Millio-
nen DM auf insgesamt 335 Millionen DM vorge-
schlagen hat, zum Ausdruck gebracht worden, daß 
mit diesen zusätzlichen Mitteln solche Arbeitsamts-
bezirke bevorzugt bedacht werden sollen, in denen 
die Zahl unvermittelter Bewerber deutlich über 
dem Bundesdurchschnitt liegt. Außerdem sollen die 
besonders benachteiligten Mädchen berücksichtigt 
werden. 
Zur Verteilung der Mittel in einer ersten Runde 

werden daher die 142 Arbeitsamtsbezirke in eine 
Rangfolge gebracht, die sich nach der Statistik der 
Bundesanstalt für Arbeit aus dem Verhältnis zwi-
schen der Zahl der noch nicht vermittelten Bewer-
ber zu der Zahl der noch offenen Ausbildungsstel-
len ergibt. Diesen Schlüssel verwendet die Bundes-
anstalt für Arbeit, um die Defizitregionen auf dem 
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Parl. Staatssekretär Pfeifer 
Ausbildungsmarkt zu kennzeichnen. Die Mittel sol-
len zunächst dem ersten Viertel der Arbeitsamtsbe-
zirke zufließen, in denen diese Verhältniszahl be-
sonders ungünstig ist. Diese 36 Arbeitsamtsbezirke 
liegen in den Bundesländern Bremen, Niedersach-
sen, Nordrhein-Westfalen und Hessen. 

In einer zweiten Runde werden die zunächst 
nicht verwendeten Mittel in anderen Defizitbezir-
ken auf andere Landesarbeitsamtsbezirke weiter 
verteilt werden. Die Modalitäten dieser zweiten 
Runde werden, wie zwischen den Persönlichen Be-
auftragten der Regierungschefs für die Ausbil-
dungsplatzsituation am 6. November 1985 verein-
bart, mit den Ländern erörtert. Die zweite Vertei-
lungsrunde ist für den Beginn des kommenden Jah-
res vorgesehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter, bitte. 

Kuhlwein (SPD): Herr Staatssekretär, wenn Sie 
die zusätzlichen Mittel auf die nach Ihrer Ansicht 
36 notleidendsten Arbeitsamtsbezirke verteilen 
wollen, haben Sie sichergestellt oder können Sie 
garantieren, daß diese zusätzlichen Mittel entspre-
chend dem BMBW-Schlüssel auch nur in diesen 36 
Arbeitsamtsbezirken ausgegeben werden und daß 
sie, falls sie dort nicht gebraucht werden, komplett 
in eine zweite Verteilungsrunde für Härtefälle ein-
gehen? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Die Mittel, die in der 
ersten Runde nicht verwendet werden, wollen wir, 
wie ich gesagt habe, in einer zweiten Runde dann 
gegebenenfalls auch in anderen Landesarbeits-
amtsbezirken verteilen. Die Kriterien hierfür kann 
ich nicht nennen. Deswegen kann ich mich jetzt 
auch nicht auf den Begriff „Härtefall" einlassen, 
weil wir diese Kriterien nicht festgelegt haben und 
weil wir auch mit den Ländern noch sprechen wol-
len. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatzfra-
ge, bitte sehr. 

Kuhlwein (SPD): Herr Staatssekretär, wie verträgt 
sich die von Ihnen vorgenommene Aufteilung der 
Mittel, bei der das Land Niedersachsen mehr als 
60 % der zusätzlichen Mittel aus dem Benachteilig-
ten-Programm erhalten soll, mit den wiederholten 
Äußerungen der Bundesbildungsministerin, die im-
mer nur von großen Problemen in Nordrhein-West-
falen gesprochen, aber Niedersachsen nicht er-
wähnt hat? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kuhl-
wein, ich kann zunächst nicht bestätigen, daß über 
60 % der Mittel nach Niedersachsen gehen. Ich habe 
die Landesarbeitsamtsbezirke und die Länder ge-
nannt, in die diese Mittel gehen. Eine konkrete Auf-
stellung, wie die prozentuale Verteilung sein wird, 
wird überhaupt erst möglich sein, wenn die zweite 
Runde abgeschlossen ist. 
Davon unabhängig: Wie in Nordrhein-Westfalen 

gibt es auch in Niedersachsen Bezirke, in denen die 
Ausbildungsplatzsituation sehr günstig ist, es gibt 

aber auch Bezirke, in denen die Ausbildungsplatzsi-
tuation schwierig ist. Gerade aus diesem Grunde ist 
im Haushaltsausschuß des Bundestages auch dar-
auf gedrängt worden — das entspricht unseren 
Intentionen —, daß die Mittel auf die Bezirke kon-
zentriert werden, in denen die Ausbildungsplatz-
situation schwierig ist. Das ist in den vier von mir 
genannten Ländern der Fall. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schreiner. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
nach den bisherigen Erfahrungen einigermaßen ab-
schätzen, wie hoch der Teil der Mittel ist, die even-
tuell nicht angefordert werden, also für eine neue 
Verteilung übrigbleiben würden, und könnten Sie 
für den Fall, daß die nicht abgeforderten Restmittel 
gegen Null tendierten, zusagen, daß es dann zu ei-
ner weiteren Aufstockung des Mittelansatzes 
käme? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Eine Prognose, wie 
hoch die Mittel sein werden, die in der ersten 
Runde nicht verwendet werden, ist im Augenblick 
schwierig. Ich rechne nicht damit, daß dies bei Null 
sein wird. Ich rechne eher damit, daß die Mittel 
über 5 Millionen DM betragen werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, auf wel-
cher finanzverfassungsrechtlichen Grundlage ver-
teilen Sie dieses Geld, und gibt es innerhalb der 
Bundesregierung für Ihre Mittelverteilung interes-
sierte Augen, weil man dem Vorbild, das Sie setzen, 
gern folgen möchte, aber für Arbeitsamtsbezirke 
mit hoher Arbeitslosigkeit? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Sper-
ling, was die Grundlage angeht: Es handelt sich um 
ein Programm des Bundes zur Förderung der Be-
rufsausbildung benachteiligter Jugendlicher. Die 
Grundlage der Finanzierung ist im Bundeshaus-
halt, Einzelplan 31, gegeben, und die Mittelvertei-
lung erfolgt nach einem Quotienten, der zusammen 
mit einem anderen Quotienten, nämlich dem Ver-
hältnis zur Jugendarbeitslosigkeit, bereits im letz-
ten Jahr maßgeblich angewendet worden ist. Es ist 
der Quotient, der bei den Aufschlüsselungen der 
Bundesanstalt für Arbeit angewandt wird, und ich 
halte ihn für einen plausiblen Quotienten. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Paterna. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, wie erklären 
Sie, daß auf Grund des vom BMBW herausgefunde-
nen Schlüssels Hamburg als das Bundesland mit 
dem geringsten Versorgungsgrad, d. h. dem gering-
sten Anteil an den vermittelten Bewerbern, jeden-
falls in der ersten Tranche aus diesem Zusatzpro-
gramm nichts erhält? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Das hängt damit zu-
sammen, daß nach der Aufstellung, die die Bundes- 
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Parl. Staatssekretär Pfeifer 
anstalt für Arbeit erstellt hat, Hamburg nicht unter 
den 36. Arbeitsamtsbezirken ist, in die diese Mittel 
fließen sollen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Menzel. 

Menzel (SPD): Herr Staatssekretär, sehen Sie 
nicht, daß bei dieser Verteilung der Mittel die Län-
der, die durch eigene Leistung Ausbildungsplätze 
geschaffen haben, benachteiligt sind? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es geht 
darum, daß wir Jugendlichen, die bisher keinen 
Ausbildungsplatz haben, vor allem in den schwieri-
gen Regionen helfen. Das war auch das, was der 
Haushaltsausschuß mit der Aufstockung dieser 
Mittel bezweckt hat. Und genau nach diesem Krite-
rium ist der Bundesminister für Bildung und Wis-
senschaft verfahren. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Hansen. 

Hansen (Hamburg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
können Sie dem Hause erklären, weshalb Sie den 
Verteilungsschlüssel in diesem Jahr geändert ha-
ben und was überhaupt die Logik dieses Schlüssels 
ist, der zu offensichtlichen Benachteiligungen 
führt? Sie können doch nicht bestreiten, daß die 
Probleme dort am größten sind — — 

Vizepräsident Frau Renger: Nur eine Zusatzfrage! 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Die Logik dieses 
Schlüssels habe ich soeben begründet. Sie liegt dar-
in, daß wir in den Regionen konzentriert helfen wol-
len, in denen Jugendlichen vor allem in dieser Si-
tuation geholfen werden muß. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 
Ich rufe die Frage 2 des Herrn Abgeordneten 

Kuhlwein auf: 
Warum ist die beabsichtigte Verteilung der zusätzlichen 

Mittel für das Benachteiligten-Programm nicht vor der Ver-
kündung mit den Bundesländern abgestimmt worden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kuhl-
wein, die beabsichtigte Verteilung der zusätzlichen 
Mittel wurde am 6. November 1985 mit den Persön-
lichen Beauftragten der Regierungschefs von Bund 
und Ländern für die Ausbildungsplatzsituation er-
örtert. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
bestätigen, daß dieser Schlüssel, den Sie gewählt 
haben, dieser merkwürdige Quotient, schon vor 
dem 6. November den Landesarbeitsämtern mitge-
teilt worden ist, ohne daß zuvor die Beauftragten 
der Länder gefragt worden wären, und was hat 
nach Ihrer Meinung dieses Gremium überhaupt für 

eine Funktion, das j a bekanntlich auf Wunsch der 
Bundesregierung eingerichtet wurde? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kuhl-
wein, die Bundesregierung hat sich gegenüber den 
Ländern bereits im Juni 1984 bereit erklärt — und 
jetzt zitiere ich wörtlich —, „möglicherweise künftig 
notwendige Programme mit den Ländern abzustim-
men". Hier handelt es sich nicht um ein neues Pro-
gramm, sondern es handelt sich um die Aufstok-
kung eines seit langem bestehenden Bundespro

-

grammes. Für die Verteilung dieser zusätzlichen 
Mittel sind im Haushaltsausschuß des Bundestages, 
und zwar von den Sprechern mehrerer Fraktionen, 
deutliche Voten abgegeben worden. Aus diesen 
Gründen war die Erörterung mit den Persönlichen 
Beauftragten der Regierungschefs der Länder am 6. 
November ein sachgerechtes Vorgehen, zumal da es 
ja im Hinblick auf eine zweite Verteilungsrunde 
auch zu einem ganz konkreten Ergebnis geführt 
hat. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatzfra-
ge, bitte. 

Kuhlwein (SPD): Herr Staatssekretär, wollen Sie 
damit behaupten, daß der von Ihnen gewählte Ver-
teilungsschlüssel voll dem von allen Fraktionen im 
Haushaltsausschuß vorgetragenen Votum ent-
spricht, und meinen Sie nicht, daß es in Ausfüllung 
des Votums des Haushaltsausschusses auch einen 
anderen Schlüssel, etwa den vom letzten Jahr, gege-
ben hätte, der der Situation in allen Bundesländern 
eher gerecht geworden wäre? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kuhl-
wein, ich bin in der Tat der Meinung, daß diese Ver-
teilung der Mittel den Voten entspricht, die von den 
Sprechern mehrerer Fraktionen im Haushaltsaus-
schuß vorgetragen worden sind, nämlich die Mittel 
auf die Regionen zu konzentrieren, in denen die 
Situation für die Jugendlichen besonders schwierig 
ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schreiner. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, könnten 
Sie präzise die Unterschiede des von Ihnen jetzt 
angewandten Verteilungsschlüssels zu dem Vertei-
lungsschlüssel benennen, der im vergangenen Jahr 
angewendet worden ist, und könnten Sie mir zu-
stimmen, wenn ich sage, daß die Logik des jetzigen 
Verteilungsschlüssels insofern widersinnig ist, als 
gerade aus der Sicht der benachteiligten Jugendli-
chen nur solche Stellen gegengerechnet werden 
könnten, die für benachteiligte Jugendliche über-
haupt in Frage kommen? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Schrei-
ner, die Voten, die im Haushaltsausschuß abgege-
ben worden sind, gingen dahin, daß der Kreis der 
Jugendlichen über den strengen Kreis, der sich aus 
dem Benachteiligten-Programm ergibt, auf die Re-
gionen ausgedehnt werden soll, die besonders 
schwierig sind, weil das eben auch Benachteiligun-
gen für die dort wohnhaften Jugendlichen bedeutet. 
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Parl. Staatssekretär Pfeifer 
Insofern können nicht die Auswahlkriterien des Be-
nachteiligten-Programmes bei den 4 000 Plätzen gel-
ten, die wir in diesem Jahr sonst neu besetzt haben, 
sondern dann muß eben die Konzentration auf 
diese Schwerpunkt- und Defizitregionen erfolgen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Paterna. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie gesagt 
haben, dieser Schlüssel sei mit den Beauftragten 
der Länder erörtert worden: Können Sie uns bitte 
sagen, welche Länder denn Zustimmung zu diesem 
Schlüssel signalisiert haben und welche Bedenken 
erhoben worden  sind?  

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich war 
bei der Sitzung der Beauftragten nicht anwesend, 
da zur gleichen Zeit eine andere Sitzung stattgefun-
den hat, an der ich teilnehmen mußte. Ich bitte Sie 
deswegen um Verständnis, wenn ich nicht über die 
Details dieser Erörterung informiert bin. Aber Sie 
werden sich vorstellen können, daß der Widerstand 
nicht gerade aus den Ländern, die in den Genuß 
dieser zusätzlichen Mittel gekommen sind — auch 
soweit es von der SPD regierte Bundesländer 
sind —, gekommen ist. Es ist ja ganz deutlich ge-
worden, daß gerade aus diesem Grunde auch einige 
Bundesländer dieses Vorgehen nicht kritisiert ha-
ben. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Abgeord-
neter Hansen. 

Hansen (Hamburg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
können Sie angesichts der Tatsache, daß Hamburg 
eine der höchsten Quoten der Jugendarbeitslosig-
keit hat, bestätigen, daß es in dieser Angelegenheit 
zwischen Ihrem Hause und dem Hamburger Senat 
einen Schriftwechsel gegeben hat, in dem die Ham-
burger Position, nämlich Ablehnung Ihres Vertei-
lerschlüssels, sehr deutlich gemacht wurde, und 
konnte dies am 6. November ausgeräumt werden? 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär: Es ist zutreffend, daß 
der Senat von Hamburg diesen Schlüssel heftig kri-
tisiert hat. Ich gehe davon aus, daß diese Kritik fort-
besteht. Ich kann allerdings den ersten Teil Ihrer 
Frage so nicht akzeptieren und nicht bestätigen, 
denn ich wiederhole: Der Schlüssel geht von einem 
Verhältnis zwischen nicht vermittelten Bewerbern 
und noch offenen Stellen aus. Wo dies besonders 
ungünstig ist, wollen wir helfen. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Wort-
meldung. Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters für Wirtschaft auf. 
Die Frage 3 der Frau Abgeordneten Borgmann 

(GRÜNE) wird auf Wunsch der Fragestellerin 
schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als An-
lage abgedruckt. 
Die Frage 4 der Frau Abgeordneten Borgmann 

(GRÜNE) wird auf Wunsch der Fragestellerin zu-
rückgezogen. 

Ich rufe dann den Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für das Post- und Fernmeldewesen auf. 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär Rawe steht 
zur Beantwortung zur Verfügung. 
Ich rufe die Frage 5 des Herrn Abgeordneten Pa-

terna auf: 
Hat der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewe-

sen nach Kenntnis der Bundesregierung vor einiger Zeit per-
sönlich ein auch vor zuständigen Fachbeamten geheimgehal-
tenes Gespräch bei der Firma Knight-Wendling in Düssel-
dorf über das von ihm in Auftrag gegebene Gutachten „Stra-
tegisches Konzept für das Postwesen" geführt, und wenn ja, 
was war die Zielsetzung und das Ergebnis dieses für einen 
Bundesminister einmaligen Schrittes? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Rawe, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen: Frau Präsiden-
tin, wenn der Kollege Paterna einverstanden ist, 
würde ich gerne die Frage 6 gleich mit beantwor-
ten. 

Vizepräsident Frau Renger: Einverstanden? — Ein-
verstanden. Ich rufe dann noch die Frage 6 des Ab-
geordneten Paterna auf. 

Welche Personal- und Sachkosten für wie viele Mitarbeiter 
sind der Deutschen Bundespost durch die Freistellung bzw. 
Zuarbeit eigener Kräfte bei der Erstellung des Gutachtens 
„Strategisches Konzept für das Postwesen" der Firma 
Knight-Wendling entstanden, und welche werden noch ent-
stehen? 

Dann stehen Ihnen vier Zusatzfragen zu. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Paterna, 
es hat kein von den Fachbeamten geheimgehalte-
nes Gespräch zwischen dem Bundesminister für 
das Post- und Fernmeldewesen und der Firma 
Knight-Wendling stattgefunden. Für Informations-
und Fachberatungszwecke bei der Erstellung des 
am 17. Mai 1985 vorgelegten Gutachtens — „Strate-
gisches Konzept für das Postwesen" — sind in 
wechselnder Zusammensetzung Mitarbeiter des ge-
hobenen und des höheren Postdienstes zusätzlich 
aushilfsweise beschäftigt worden. Die hierfür anzu-
setzenden Personalkosten belaufen sich insgesamt 
auf rund 58 Mannmonate. Das würde bedeuten, daß 
ca. 500 000 DM aufgewendet worden sind. Sachko-
sten, abgesehen von Büromaterial, sind nicht aufge-
kommen, da alle aushilfsweise eingesetzten Kräfte 
in vorhandenen Diensträumen untergebracht wer-
den konnten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Paterna. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie, 
da Sie in Ihrer Antwort betont haben, daß es kein 
vor den Mitarbeitern des Hauses geheimgehaltenes 
Gespräch gegeben hat, bestätigen, daß es ein Ge-
spräch in der von mir angesprochenen Form gege-
ben hat, das nicht geheimgehalten worden ist? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege, 
auch das kann ich nicht bestätigen. Dann hätte ich 
die Wortwahl so nicht getroffen. Es hat eine Präsen-
tation der Firma Knight-Wendling gegeben. Aber 
es hat viele Präsentationen gegeben, wie Sie wis-
sen. An einer davon waren Sie als Mitglied des Ver- 
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Parl. Staatssekretär Rawe 
waltungsrats beteiligt. Ebenso hat es eine Präsenta-
tion gegenüber dem Hauptpersonalrat gegeben. Die 
Präsentationen sind vielfältig gewesen. Es hat in 
der Tat auch eine Präsentation bei der Firma 
Knight-Wendling gegeben. Aber daran waren aus-
drücklich der Staatssekretär, der Parlamentarische 
Staatssekretär und die damit befaßten Fachbeam-
ten des Hauses beteiligt. Von Geheimhaltung kann 
hier also keine Rede sein. 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, trifft es zu, 
daß man beabsichtigt, der Firma Knight-Wendling 
für das Rechnungsjahr 1986 einen weiteren Auftrag 
in diesem Zusammenhang über Führungsorganisa-
tion und Bemessung zu übertragen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Paterna, 
wir wollen das entscheiden, wenn die Abschlußbe-
ratungen im Hause stattgefunden haben und wenn 
der Bundesminister für das Post- und Fernmelde-
wesen einen ersten Bericht darüber dem Verwal-
tungsrat vorgelegt hat. 

Vizepräsident Frau Renger: Dritte Zusatzfrage, 
bitte. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
vielleicht noch erläutern, welchen Besoldungsstu-
fen die Beteiligung der Mitarbeiter des Hauses am 
Zustandekommen des Gutachtens zugeordnet 
wurde und wie diese Zeiten im Hinblick auf den 
weiteren beruflichen Werdegang der Mitarbeiter 
des Hauses angerechnet werden? 

Vizepräsident Frau Renger: Wollen Sie auf diese 
weitgehende Frage antworten, Herr Staatssekre-
tär? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Frau Präsidentin, 
ganz gerne. Ich habe es ungern, wenn die Kollegen 
glauben, sie seien nicht genügend informiert wor-
den. 

Vizepräsident Frau Renger: Es liegt in Ihrer Hand, 
bitte schön. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, selbst-
verständlich spielen für die Beurteilung und für das 
weitere Fortkommen aller unserer Mitarbeiter die 
Leistungen eine Rolle, die sie immer in diesem Un-
ternehmen erbracht haben, auch zu solchen Zei-
ten. 

Vizepräsident Frau Renger: Vierte Zusatzfrage. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, ich fühle 
mich ausreichend informiert, wie Sie an meinem 
freudigen Gesichtsausdruck sehen. Darf ich fragen, 
ob die Firma Knight-Wendling Räumlichkeiten und 
Einrichtungen der Deutschen Bundespost wie Tele-
fon und andere Infrastrukturen kostenlos benutzt 
hat und wie hoch man diese Kosten veranschlagen 
kann? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ich kann das zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt nicht genau beziffern. Aber 
in bestimmtem Umfange ist das, glaube ich, gesche-
hen; ja. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Dann. 

Frau Dann (GRÜNE): Herr Staatssekretär, warum 
hat das Bundespostministerium das Gutachten für 
ein strategisches Konzept an eine Privatfirma wei-
tergegeben statt, wie es sonst der Fall sein wird, das 
Konzept innerhalb des Postministeriums erarbei-
ten zu lassen?  

Rawe, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, es hat 
auch bei unseren Amtsvorgängern in der Unterneh-
mensführung vielfältige Ansätze gegeben, ein Kon-
zept für das Postwesen zu erstellen. Leider ist es nie 
zu einem solchen gekommen. Wir hielten es für 
erforderlich, auch außerhalb des Hauses vorhande-
nen Sachverstand einzusetzen, um zu möglichst 
brauchbaren Ergebnissen zu kommen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, zu-
rückkommend auf Ihre Bemerkung über kostenlose 
Benutzung von Telefonapparaten durch die Firma 
Knight-Wendling darf ich doch wohl davon ausge-
hen, daß das während der Bearbeitung dieses Gut-
achtens in den Räumen der Deutschen Bundespost 
geschehen ist, was für jeden, der innerhalb der 
Deutschen Bundespost irgendwie tätig ist, selbst-
verständlich ist, weil es dort überhaupt keine ande-
ren Telefone gibt. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Sie haben das sehr 
zutreffend umschrieben. Ich denke, genau das hat 
auch der Kollege Paterna gemeint. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, hat das 
Konzept der Waffenschmidt-Kommission zum 
Zweck der Entbürokratisierung schon vorgelegen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, dieses 
Konzept ist am 17. Mai veröffentlicht worden. Die 
Stellungnahme des Bundesministers für das Post-
und Fernmeldewesen hat von Anfang an darin be-
standen, daß wir gesagt haben: Wir machen uns die-
ses Konzept nicht so zu eigen, sondern klopfen es 
erst darauf ab, wie es verwendbar ist; wir werden 
dann im Spätherbst eine erste Stellungnahme dazu 
herausgeben. Insofern hat es bis jetzt nicht die Not-
wendigkeit gegeben, den Innenminister zu beteili-
gen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Rusche. 

Rusche (GRÜNE): Herr Staatssekretär, wäre es 
nicht günstiger und billiger gewesen, diese Studie 
innerhalb des Bundespostministeriums anfertigen 
zu lassen und teilweise mit Honorarkräften von au- 
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ßerhalb zu arbeiten, als diesen Auftrag an ein exter-
nes Unternehmen zu vergeben? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir sind 
außerordentlich dankbar für vielerlei Anregungen. 
Es hat sich herausgestellt, daß genau der Weg, den 
wir gegangen sind, der richtige ist. Deshalb haben 
wir ihn beschritten. 

Vizepräsident Frau Renger: Bitte, eine weitere Zu-
satzfrage. 

Rusche (GRÜNE): Wäre es nicht billiger gewesen 
— das finde ich vor allem interessant —, wenn man 
die vorhandenen Ressourcen und Kapazitäten des 
Bundespostministeriums genutzt hätte? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ihre Ansicht in Ehren, 
aber die Führung des Unternehmens müssen Sie 
schon dem Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen überlassen. 

Vizepräsident Frau Renger: Trotzdem können ja 
Anregungen gegeben werden. Vielleicht kann der 
Minister sie j a aufnehmen. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Das hatte ich mir er-
laubt zu sagen, Frau Präsident. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich habe das nur noch 
einmal betont. 
Herr Pfeffermann, eine Zusatzfrage. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
noch einmal zur Frage 6: Wären Sie bereit, das 
Haus darüber aufzuklären, welche vergleichbaren 
Gutachten — Rechtsgutachten und ähnliches — 
auch unter den Vorgängern des heutigen Bundes-
postministers erarbeitet worden sind, und uns dar-
über vielleicht einmal eine schriftliche Orientierung 
zugehen zu lassen, vor allen Dingen über die, die 
zwar erarbeitet, aber nie veröffentlicht worden 
sind? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Pfeffer-
mann, das tue ich sehr gern. Ich bitte um Verständ-
nis dafür, daß ich sie jetzt nicht zur Hand habe. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 
Ich rufe die Frage 7 des Herrn Abgeordneten 

Bernrath auf: 
Trifft es zu, daß der Bundesminister der Finanzen bei den 

Verhandlungen zum Stellenplan 1986 der Deutschen Bundes-
post unter anderem durch Hinweis auf die ungeprüften Fest-
stellungen von Knight-Wendling vom Bundesminister für 
das Post- und Fernmeldewesen beantragte und begründete 
Planstellenvermehrungen abgelehnt hat? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bern-
rath, die Haushaltsverhandlungen sind bis zur 
Stunde noch nicht abgeschlossen. Im bisherigen 
Verlauf ist das Gutachten von Knight-Wendling 
nicht zur Sprache gekommen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Bernrath. 

Bernrath (SPD): Herr Staatssekretär, ist denn bei 
den Haushaltsverhandlungen auf die Hinweise in 
dem Gutachten von Mummert und Partner einge-
gangen worden, die bei den Stellenplanverhandlun-
gen von Bedeutung sein könnten? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Bei den Planstellen-
verhandlungen — ich darf wiederholen: bei den 
Planstellenverhandlungen — hat das keine Rolle 
gespielt. Aber bei den Verhandlungen über die 
haushaltswirksamen Kräfte hat der Bundesmini-
ster der Finanzen in seiner Argumentation in der 
Tat auch auf das Gutachten von Mummert und 
Partner Bezug genommen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Bernrath. 

Bernrath (SPD): Ich hätte gern noch einmal von 
Ihnen gewußt, Herr Staatssekretär, was Sie denn 
angemeldet haben — getrennt nach Außenver-
waltung, Zentralämtern und Zentrale, also Ministe-
rium —, und zwar angemeldet haben mit der be-
trieblichen Begründung, ohne Rücksicht zu nehmen 
auf Einwirkungen von außen. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Frage ist deshalb schwer zu beantworten, weil ich 
unterschieden habe zwischen haushaltswirksamen 
Kräften und Planstellen. Ich bitte um Nachsicht, 
aber ich kann Ihnen die Vielzahl der Planstellen 
hier nicht vortragen. Ich will das gerne schriftlich 
tun. Ich denke, wir können uns darauf verständi-
gen. 
Wir haben beantragt, die Zahl der haushaltswirk-

samen Kräfte um 3 500 aufzustocken. Ob uns das 
am Ende gelingen wird, kann ich zu diesem Zeit-
punkt leider noch nicht sagen. Ich hoffe für unser 
Unternehmen und für die Mitarbeiter unseres Un-
ternehmens auf ein gutes Ergebnis. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Paterna. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, wie beurtei-
len Sie den von Ihnen eben mitgeteilten Sachver-
halt, daß das Verhandlungsergebnis noch nicht vor-
liegt, angesichts der Tatsache, daß für morgen eine 
Sitzung des Arbeitsausschusses des Postverwal-
tungsrates terminiert ist — die Sitzung ist seit etwa 
einem halben Jahr vorgesehen —, der die Haus-
haltsberatungen durchführen muß, und angesichts 
der Tatsache, daß schon im letzten Jahr die Vorlage 
nicht rechtzeitig erstellt werden konnte? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ich bin gerne bereit, 
Herr Kollege Paterna, meine Bemerkung, daß das 
noch nicht abgeschlossen sei, dahin gehend zu er-
gänzen, daß Sie sich keine Sorge zu machen brau-
chen. Der beamtete Staatssekretär wird heute mit 
dem beamteten Staatssekretär im Finanzministe-
rium die Verhandlungen endgültig abschließen, so 
daß Sie morgen selbstverständlich eine ordentliche 
Vorlage haben werden. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Warum schickt 
Gott uns keine bessere Opposition?) 
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Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 
Ich rufe die Frage 8 des Herrn Abgeordneten 

Bernrath auf: 
Wann ist mit der angekündigten Stellungnahme des Bun-

desministers für das Post- und Fernmeldewesen zum „Strate-
gischen Konzept für das Postwesen" zu rechnen, und welches 
sind die Gründe für die bisher bereits eingetretenen Verzöge-
rungen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bern-
rath, der Herr Bundesminister — ich habe das vor-
hin schon angedeutet — beabsichtigt, in einigen 
Wochen eine Stellungnahme zum strategischen 
Konzept für das Postwesen abzugeben. Ich hoffe, 
Sie haben Verständnis, wenn ich hinzufüge, daß im 
Hinblick auf die gebotene sorgfältige Prüfung des 
umfangreichen Konzepts von eingetretenen Verzö-
gerungen keine Rede sein kann. Wir hatten immer 
gesagt, eine erste Stellungnahme unseres Hauses 
könne frühestens zum Spätherbst vorliegen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Bernrath. 

Bernrath (SPD): Herr Staatssekretär, nun hat es 
ja eine Reihe von Zwischenpräsentationen gegeben, 
die Ihnen im Verfolg der Arbeiten eine Beurteilung 
erleichtert hätten. Können Sie mir in diesem Zu-
sammenhang bestätigen, daß die Bewertung des 
Gutachtens sich verzögert hat, weil Sie zunächst 
einmal über die Landtagswahl in Nordrhein-West-
falen kommen wollten? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Nein, das kann ich 
Ihnen nicht bestätigen. Von solchen sachfremden 
Überlegungen lassen wir uns dabei natürlich nicht 
leiten. 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Die zweite Zusatzfra-
ge, Herr Abgeordneter. 

Bernrath (SPD): Seit wann ist Ihnen denn be-
kannt, Herr Staatssekretär, daß das Gutachten 
selbst bei Ihren Fachleuten im Ministerium auf 
Skepsis stößt, und seit wann liegen Ihnen dazu be-
gründete Stellungnahmen dieser Fachleute vor? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bern-
rath, ich bitte sehr um Nachsicht, wenn ich Sie jetzt 
ganz persönlich anspreche. Auf Grund Ihrer frühe-
ren Tätigkeit im Hause wissen Sie natürlich, daß 
derartige Gutachten auch während der Zeit der Er-
stellung immer mit der entsprechenden Skepsis 
von den Mitarbeitern des Hauses begleitet werden. 
Das ist auch in diesem Fall geschehen. Deswegen 
kann ich nicht genau den Zeitpunkt festlegen, wann 
mir dies das erste mal aufgefallen ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Paterna. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich Sie 
daran erinnern, daß dem Verwaltungsrat zugesagt 
worden war, vermutlich im September eine vorläu-
fige Bewertung des Ministeriums vorgelegt zu be- 

kommen, daß nun aber nach Ihrer neuesten Aus-
sage eine Erörterung im Verwaltungsrat erst im 
Februar des nächsten Jahres möglich ist, d. h. eine 
Verzögerung um sechs Monate entgegen Ihren ei-
genen Erwartungen eingetreten ist, und darf ich Sie 
noch einmal fragen, womit diese Verzögerungen 
denn nun zu begründen sind? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Paterna, 
ich kann Ihre skeptische Folgerung nicht nachvoll-
ziehen. Denn wir haben am 9. Dezember eine Ver-
waltungsratssitzung, von der ich hoffe, daß Sie 
daran teilnehmen. 

(Paterna [SPD]: Darauf können Sie sich 
verlassen! — Weiß [CDU/CSU]: Das glaube 

ich!) 

Vizepräsident Frau Renger: Dazu liegt keine Zu-
satzfrage mehr vor. 
Ich ziehe jetzt die Fragen 70 und 71 vor, weil ein 

Sachzusammenhang besteht. 

Ich rufe die Frage 70 des Herrn Abgeordneten 
Liedtke auf: 

Welche Mittel aus welchen Haushaltstiteln sind bisher an 
die Firma Knight-Wendling ausgezahlt worden, und welche 
werden noch bis Ende des Rechnungsjahres 1985 fällig? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Frau Präsidentin, ich 
hoffe, daß der Herr Kollege Liedtke damit einver-
standen ist, daß ich die Fragen 70 und 71 zusammen 
beantworte. 

Vizepräsident Frau Renger: Einverstanden? — Ja. 
Ich rufe daher auch die Frage 71 des Abgeordne-

ten Liedtke auf: 
Wie viele Verträge mit welchen Auftragsthemen sind bis 

zum Stichtag 1. November 1985 mit der Unternehmensbera-
tungsfirma Knight-Wendling abgeschlossen worden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Liedtke, 
die Leistung der Firma Knight-Wendling wird nach 
den marktüblichen Bedingungen abgegolten. Die 
Mittel hierfür werden im Haushalt der Deutschen 
Bundespost unter dem Titel 21 29 — Entschädigun-
gen an Dritte: Honorare (Vergütungen und Ent-
schädigungen) an Gutachter, Sachverständige, Be-
rater und dergleichen — erfaßt. Im Hinblick auf den 
von der Verdingungsordnung für Leistungen vorge-
sehenen Vertrauensschutz der Vertragspartner ist 
es der Bundesregierung leider nicht möglich, zu den 
vereinbarten Preisen bzw. zu den Honoraren im 
einzelnen Stellung zu nehmen. Die Beratungstätig-
keit, die die Firma Knight-Wendling bislang gegen-
über der Deutschen Bundespost geleistet hat, ist im 
Zusammenhang mit der Erarbeitung eines Kon-
zepts für das Postwesen zu sehen. Die Anzahl der 
Verträge und die einzelnen Auftragsthemen für 
eine bestimmte Firma, wie in diesem Fall Knight-
Wendling, sind ebenso vertraulich wie die Bera-
tungshonorare. Ich bitte noch mal um Nachsicht, 
daß ich wegen dieses Vertrauensschutzes Einzelhei-
ten hier nicht mitteilen kann. 
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Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Liedtke. 

Liedtke (SPD): Ist es Ihnen unter Wahrung des 
Vertrauensschutzes möglich, mir zu sagen, wie hoch 
der prozentuale Anteil der Firma Knight-Wendling 
an den Gesamtausgaben für Gutachten und Hono-
rare für Sachverständige ist? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann Ihnen im Moment auf diese Frage keine Ant-
wort geben; ich darf Ihnen das schriftlich mittteilen, 
wenn Sie einverstanden sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Zusatzfrage. 

Liedtke (SPD): Wenn ich darum bitten darf: für 
die Jahre 1983 und 1984 und für die Jahre 1985 und 
1986. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Gern, Herr Kollege 
Liedtke, das geht in Ordnung. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, bitte. 

Liedtke (SPD): Herr Staatssekretär, was hat den 
Bundespostminister bewogen, sofort oder fast un-
mittelbar nach Vorlage des Gutachtens der Firma 
Knight-Wendling ein Zusatzgutachten — ein soge-
nanntes Einführungsgutachten — in Auftrag zu ge-
ben, ohne daß die Fachleute des Hauses Gelegen-
heit hatten, die Realisierbarkeit der Vorschläge des 
ersten Gutachtens zu prüfen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
glaube, hier schleicht sich ein kleiner Irrtum ein. Es 
ging lediglich um ein weiteres Teilgutachten, um 
einzelne Vorschläge in der Operationierung über-
prüfen zu können. Das ist der Sachverhalt. 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Zusatzf rage.  

Liedtke (SPD): Trifft meine lose Information zu, 
daß der Bundesrechnungshof Ermittlungen anstellt, 
weil öffentliche Mittel für ein relativ wertloses Gut-
achten ausgegeben worden sind? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Dies ist mir bis zum 
heutigen Zeitpunkt nicht bekannt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Paterna. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, außer dem 
von Ihnen eben erwähnten kleinen Anschlußauf-
trag: Gibt es seit Mai, also seit öffentlicher Präsen-
tation des strategischen Konzepts für das Postwe-
sen, weitere Aufträge an die Firma Knight-Wend-
ling, und sind über den heutigen Tag hinaus, wenn 
noch keine Aufträge vergeben worden sind, solche 
bereits in Vorbereitung? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ich habe mich gerade 
bei meinen Mitarbeitern sachkundig gemacht. Die 
Antwort lautet: Nein. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, zur 
Frage 70, nachdem vorhin die Zahlen für die Hono-
rare aus wohlerwogenem Vertrauensschutz nicht 
genannt werden konnten, die Frage aber ein biß-
chen hintergründig auf eine bestimmte Situation 
abzielt: Darf ich Sie fragen, ob es zutrifft, daß die 
Beauftragung der Firma Knight-Wendling nach 
sorgfältiger Marktprüfung erfolgt ist und nachdem 
Vergleichsangebote zum gleichen Thema auch von 
anderen Firmen vorlagen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Pfeffer-
mann, dies ist richtig. Wir haben zum Teil Vorstu-
dien gehabt, bevor wir die einzelnen Vertragspart-
ner ausgewählt haben. 

(Rusche [GRÜNE]: Nur zum Teil!) 

Vizepräsident Frau Renger: Haben Sie noch eine 
Zusatzfrage? Sie haben die Möglichkeit, weil es 
zwei Fragen waren. — Bitte schön. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Darf ich also davon aus-
gehen, daß die Vergabe dieses Gutachtens nach 
marktüblichen Bedingungen erfolgt ist und darüber 
hinaus auch noch an ein Haus, das bei der öffentli-
chen Hand, z. B. bei der Deutschen Bundesbahn, 
wenn auch in einer etwas anderen Konstruktion, 
auch in der Vergangenheit tätig gewesen ist, was 
dazu beigetragen hat, dieses Haus als in der Sache 
selbst leistungsfähig auszuweisen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Es hat sich in der Tat 
durch diese vorhergehende Tätigkeit als kompetent 
ausgewiesen. Das ist korrekt. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. — Ich rufe die Frage 9 der Frau Abgeordne-
ten Schmidt (Nürnberg) auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Gerold Tandler, 
Staatsminister a. D., Generalsekretär der CSU und Frak-
tionsvorsitzender der CSU im Bayerischen Landtag, Inhaber 
des Hotels „Zur Post" in Altötting seit mehr als neun Jahren 
die Oberpostdirektion München veranlassen will, ihm einen 
Grundstücksstreifen vom benachbarten Postamt zu überlas-
sen, und welche besonderen Umstände haben den Bundesmi-
nister für das Post- und Fernmeldewesen und seinen Staats-
sekretär Dr. Florian veranlaßt, sich der Sache persönlich 
anzunehmen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Frau Präsident, ich 
hoffe, die Frau Kollegin Schmidt ist damit einver-
standen, daß wir auch in diesem Fall beide Fragen 
zusammen beantworten. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Herr 
Kollege, selbstverständlich!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das ist der Fall. Dann 
rufe ich auch die Frage 10 der Frau Abgeordneten 
Schmidt (Nürnberg) auf: 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht des Antragstellers, 
die Abgabe des Grundstücksstreifens an ihn läge auch im 
öffentlichen Interesse, und wie wertet die Bundesregierung 
die Tatsache, daß sich Dr. Florian gegenüber einem Funktio-
när der Deutschen Postgewerkschaft dahin gehend geäußert 
hat, er (Florian) hätte sich von seinem Minister Vorwürfe 
anhören müssen, weil er sich in dieser Sache nicht gegen die 
Oberpostdirektion durchgesetzt hätte? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Vielen Dank. 
Frau Kollegin Schmidt, es ist der Bundesregie-

rung bekannt, daß Herr Tandler die Oberpostdirek- 
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tion München zweimal darum gebeten hat, ihm für 
Baumaßnahmen an seinem Hotel in Altötting einen 
Grundstücksstreifen vom benachbarten Postamt zu 
überlassen. Der Bundesminister und sein Staatsse-
kretär haben sich der Sache angenommen, weil 
Herr Tandler sie darum gebeten hat. 
Die Bundesregierung teilt nicht die Ansicht, die 

Abgabe des Grundstücksstreifens läge in jedem 
Fall im öffentlichen Interesse. Die bisherigen Vor-
schläge des Herrn Tandler hinsichtlich einer Neu-
ordnung des fraglichen Grundstücksbereichs wur-
den, weil sie die Interessen der Deutschen Bundes-
post nicht hinreichend berücksichtigten, abgelehnt. 
Wenn jedoch dessen neue Planungen den Vorstel-
lungen der Oberpostdirektion München hinsichtlich 
einer sinnvollen Grenzbegradigung und einer archi-
tektonisch ansprechenden, für die Deutsche Bun-
despost annehmbaren Neugestaltung der Grenzbe-
bauung entgegenkommen, wird der Antrag erneut 
geprüft werden. 
Die Behauptung, der Bundesminister habe in die-

sem Zusammenhang seinem Staatssekretär den 
Vorwurf gemacht, er habe sich gegenüber der Ober-
postdirektion München nicht durchgesetzt, ist 
falsch. Ein derartiger Vorwurf ist nicht erhoben 
worden; dazu bestand auch gar kein Anlaß. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete Schmidt. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, ist es generell üblich, daß sich der Minister 
und/oder sein Staatssekretär in Grundstücksge-
schäfte von Hoteliers mit der Oberpostdirektion 
einmischen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, hier 
kann von Einmischen überhaupt keine Rede sein. 
Aber unsere Unternehmensleitung hält es für 
selbstverständlich, den Anliegen von Kunden, die 
sich unmittelbar an die Unternehmensleitung wen-
den, nachzugehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Frau Schmidt. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Handelt es sich 
bei dem Minister und seinem Staatssekretär um 
eine Unternehmensleitung? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Nach der Verfassung 
der Deutschen Bundespost ist das so, gnädige Frau. 
Sie können es im Postverwaltungsgesetz nachle-
sen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau 
Schmidt. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, welche Voraussetzungen muß ein Bürger er-
füllen, damit er sicher sein kann, daß sich der Post-
minister als Unternehmensleiter seiner Grund-
stücksanliegen annimmt? 

(Conradi [SPD]: Dazu muß er Hotelbesitzer 
und Mitglied der CSU sein!) 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
weiß nicht, ob wir uns jetzt nicht vielleicht doch auf 
eine etwas wackelige Ebene begeben. 

(Duve [SPD]: Eine ziemlich schiefe Ebene 
ist die ganze Sache!) 

— Herr Kollege, warten Sie es doch ab. Sie werden 
gleich sicherlich noch Ihre Zusatzfrage stellen. 
Ich habe Ihnen deutlich gemacht: Wenn sich je-

mand von unseren Kunden unmittelbar an die Füh-
rung des Hauses wendet, dann setzt sich die Füh-
rung auch ein. Hier sind genügend Kollegen im 
Hause, die wissen, daß das schon in vielen Fällen so 
geschehen ist, denn sie reichen oft genug solche 
Eingaben, ohne selbst ein Petitum dazu abzugeben, 
an uns weiter. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer letzten Zu-
satzfrage, Frau Schmidt. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, wie bezeichnen Sie ein solches Verhalten: 
als Amtshilfe oder als Bürgernähe, oder haben Sie 
dafür vielleicht eine andere Bezeichnung? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ich weiß nicht, warum 
Sie das so genau interessiert. Ich habe vorhin sehr 
deutlich gesagt: Wir halten es für erforderlich, den 
Kundenwünschen, soweit wir können, nachzukom-
men. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Duve. 

Duve (SPD): Herr Staatssekretär, in wieviel Fäl-
len hat der Bundespostminister seit seiner Amts-
übernahme unmittelbar in Liegenschaftsangelegen-
heiten auf Bitten einzelner Bürger in der von Ihnen 
hier eben sehr ausführlich geschilderten Form ein-
gegriffen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann Ihnen die Frage nicht beantworten. Sie wer-
den dafür Verständnis haben, daß ich diese Zahlen 
nicht präsent haben kann. 
Ich frage mich nur, warum Sie sich in dieser 

Sache eigentlich so aufregen, in der eine eindeutige 
Sachentscheidung sogar zuungunsten desjenigen 
erfolgt ist, der um Hilfe gebeten hat. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer zweiten Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Duve. 

Duve (SPD): Ich rege mich gar nicht auf. Ich 
möchte nur wissen, wie breit dieses Grundstück 
war. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Auch das habe ich 
nicht nachgemessen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: 17 Meter 83! — 
Heiterkeit — Duve [SPD]: Kann ich das 

schriftlich bekommen?) 

Vizepräsident Frau Renger: Kam eine Antwort? Ich 
habe es nicht gehört. 

(Duve [SPD]: Ich bin nicht zufrieden mit 
der Antwort!) 
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Rawe, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihnen nach-
fühlen, Herr Kollege, daß Sie nicht zufrieden sind. 
Aber Sie werden mir nachfühlen können, daß ich 
nicht alle Grundstücksangelegenheiten selber über-
prüfen kann, und mein Minister kann das auch 
nicht. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Paterna. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, damit wir 
den wackeligen Boden wieder zu einem festen ma-
chen, darf ich Sie zur Klarstellung noch einmal fra-
gen: Ist es richtig, daß der Bürger Tandler in diesem 
Fall von der Unternehmensleitung genauso auf-
merksam behandelt worden ist, wie jeder Staats-
bürger in einem vergleichbaren Fall zukünftig be-
handelt werden wird? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Paterna, 
ich kann Ihnen versprechen, daß er mindestens so 
aufmerksam behandelt worden ist wie der Kunde 
und Bürger und Abgeordnete Paterna. 

(Heiterkeit — Duve [SPD]: Wir befinden 
uns auf tändelndem Boden!) 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich 
also in Zukunft denjenigen in meinem Wahlkreis, 
die in Grundstückssachen mit der Post in geschäft-
liche Verbindungen einzutreten wünschen, die An-
regung geben, sich ohne jede Aufregung ihrerseits 
und Ihrerseits — auf beiden Seiten — vertrauens-
voll an die Unternehmensleitung zu wenden, weil 
sie dann möglicherweise besser bedient werden, als 
wenn sie den Dienstweg einhalten? 

(Heiterkeit) 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, da Sie 
offensichtlich doch noch ein bißchen Spitze in diese 
Sache bringen können, will ich das von mir aus 
auch gern tun. Wir haben im allgemeinen gute Er-
fahrungen mit den Leistungen unserer Mitarbeiter 
vor Ort. Vielleicht denken Sie auch einmal darüber 
nach, warum dieser Fall heute in dieser Form in die 
Fragestunde gekommen ist, und geben Sie sich 
dann selber eine Antwort darauf. Dann werden Sie 
nämlich sehr nachdenklich werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, um die 
Spitze wieder herauszunehmen: Es ist ja sehr löb-
lich, daß in diesem Fall von Unternehmensleitung 
zu Unternehmensleitung mit Nein entschieden wur-
de. Aber ich finde schon das Ansinnen der bayeri-
schen Unternehmensleitung — — 

Vizepräsident Frau Renger: Wollen Sie bitte eine 
Frage stellen und hier keine Begründungen geben. 

Dr. Sperling (SPD): Finden Sie nicht auch, daß das 
Ansinnen der bayerischen Unternehmensleitung an  

die Unternehmensleitung der Deutschen Bundes-
post eine Art Zumutung war? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Welche bayerische 
Unternehmensleitung meinen Sie denn? 

Dr. Sperling (SPD): Die des Hotels natürlich. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Dann sollten Sie es 
auch so konkret ausdrücken; denn sonst kann es 
keiner hier richtig verstehen. 
Ob es eine Zumutung war oder nicht, ist nicht zu 

entscheiden. Die Frage lautet vielmehr, ob hier eine 
sachgerechte Entscheidung getroffen wurde. Das 
habe ich Ihnen vorgetragen. Das wird von Ihnen 
nicht beanstandet. Sie wollen doch in Wirklichkeit 
etwas ganz anderes hochpushen. Das bringt doch 
gar nichts. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Schulte (Menden). 

Schulte (Menden) (GRÜNE): Ganz ohne Spitze: 
Sind Sie bereit, die eben vom Abgeordneten Duve 
gestellten Fragen schriftlich zu beantworten? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ich habe die Fragen 
beantwortet. Das weitere Beantworten erübrigt 
sich. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Hürland. 

Frau Hürland (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
können Sie mir als einer Nichteingeweihten — ich 
komme nicht aus Bayern und bin auch nicht Mit-
glied im Ausschuß für das Post- und Fernmeldewe-
sen — zur Aufklärung sagen, ob der Bundespostmi-
nister die Entscheidung von München zugunsten 
von Herrn Tandler oder zuungunsten von Herrn 
Tandler revidiert hat? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Er hat überhaupt 
nicht entschieden. Er hat folgerichtig nicht ent-
schieden, weil die Sache in der Zuständigkeit der 
Oberpostdirektion München lag. 

(Dr. Sperling [SPD]: Kein Sonnenschein 
für Tandler!) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, vielleicht sollten wir doch die Antwort hö-
ren, weil Sie ja danach gefragt haben. 
Bitte schön, Herr Staatssekretär, Sie haben das 

Wort. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ich darf mich herzlich 
bedanken, Frau Präsidentin. 
Die Sache ist sachgerecht von der Oberpostdirek-

tion München, die dafür zuständig war, entschieden 
worden, Frau Kollegin, und zwar zuungunsten des 
Antragstellers. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Conradi. 

Conradi (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen ir-
gend etwas bekannt über Grundstücksverhandlun- 
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gen zwischen dem Unternehmen Bundespost und 
dem Unternehmen „Sonnenschein"? 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Das steht nicht 
im Zusammenhang mit der Frage!) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich habe die Frage lei-
der nicht verstanden. Wenn sie nicht im Zusam-
menhang mit der ursprünglichen Frage steht, be-
antworten Sie die Frage bitte nicht, Herr Staatsse-
kretär. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Es hat keinen Zusam-
menhang, aber es gibt auch keine Grundstücksver-
handlungen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Broll. 

Broil (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, erkennt 
die Bundesregierung an, daß die vielen schönen Ho-
tels „Zur Post" in Bayern allein schon durch den 
Titel wesentlich zur Imageverbesserung der Deut-
schen Bundespost beitragen und daß die Bundes-
post durchaus besonders gute Kontakte zu solchen 
Hotels pflegen müßte? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Broll, es 
ist in der Tat richtig, daß für ein wirksames Marke-
ting solche Wirtshäuser, Hotels und ähnliches eine 
gute Sache sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke schön, Herr 
Staatssekretär, für Ihre ausführliche Beantwor-
tung. Damit sind die Fragen aus Ihrem Geschäfts-
bereich erledigt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
auf. Zur Beantwortung steht Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär Dr. Jahn zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 11 des Herrn Abgeordneten 
Reschke auf: 

Was veranlaßte die Bundesregierung, einen zwischen den 
einzelnen Bundesministerien nicht abgestimmten Entwurf 
zum Baugesetzbuch in die Anhörung von Verbänden und 
Bundesländern, die vom 3. bis 11. Oktober 1985 stattfand, zu 
geben, und zu welcher Regierungsmeinung haben die Anzu-
hörenden Stellung genommen? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Herr Kollege Reschke, Anhörungen dienen der 
Meinungsbildung der Bundesregierung. Sie finden 
dementsprechend vor der Beschlußfassung der 
Bundesregierung über einen Gesetzentwurf statt 
und tragen somit zur abschließenden Meinungsbil-
dung bei den Ressorts bei. 

Dieses bewährte Verfahren wurde auch beim 
Bundesbaugesetz gewählt. Die Bundesregierung 
hat bei der Erarbeitung des Baugesetzbuches ein 
Verfahren gewählt, bei dem alle Beteiligten unge-
wöhnlich früh in die Vorarbeiten eingeschaltet wur-
den. So hat die Bundesregierung schon weit vor der 
Erarbeitung eines Entwurfs gemeinsam mit Prakti-
kern aus Ländern und kommunalen Spitzenverbän-
den alle wesentlichen Änderungsvorschläge sach

-

lich geprüft und der Fachöffentlichkeit zur Verfü-
gung gestellt. 

Die Ergebnisse der vom Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau eingesetz-
ten Arbeitsgruppen wurden bereits im Sommer 
1984 veröffentlicht und allen hieran Interessierten 
zur Verfügung gestellt. Der Bundesminister hat 
dies mit einer eigenen Stellungnahme verbunden. 

Den Verbänden wurde bereits im Januar dieses 
Jahres Gelegenheit gegeben, im Rahmen einer ins-
gesamt dreitägigen Anhörung zu den Grundzügen 
des künftigen Gesetzes Stellung zu nehmen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Reschke. 

Reschke (SPD): Ich habe einfach die Frage, zu 
welcher Regierungsmeinung die Verbände und 
Länder denn jetzt vom 3. bis 11. Oktober eigentlich 
Stellung genommen haben, welche Meinung also 
dort präsentiert worden ist. Ich weiß über wesentli-
che Unterschiede zwischen Innenminister und 
Wohnungsbauminister — ich nenne in diesem Zu-
sammenhang das Stichwort „Umweltverträglich-
keitsprüfung" — zu berichten. Wozu haben sie jetzt 
Stellung genommen? Haben Sie zur Umweltver-
träglichkeitsprüfung ja oder nein gesagt? Wie heißt 
der Gesetzentwurf jetzt eigentlich endgültig? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Reschke, es gibt eine Gemeinsame Geschäftsord-
nung der Bundesministerien. In § 24 heißt es, daß 
bei der Vorbereitung von Gesetzen Verbände Gele-
genheit zur Stellungnahme erhalten können. Zeit-
punkt, Umfang und Auswahl bleiben dem Ermessen 
überlassen. — An diese Richtlinie hat sich die Bun-
desregierung in dem Verfahren gehalten. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatzfra-
ge, Herr Abgeordneter. 

Reschke (SPD): Auf die Frage des Kollegen Con-
radi, ob eine Meldung zutreffend sei, wonach der 
Wohnungsbauminister die Novellierung des Bauge-
setzbuches schon in dieser Periode plane, haben Sie 
am 10. Juni 1983 geantwortet — ich zitiere aus der 
Drucksache 10/141 —: 

Der Bundeskanzler hat in der Regierungserklä-
rung vom 4. Mai 1983 angekündigt, die Bundes-
regierung werde Leitlinien für ein einheitliches 
Baurecht vorlegen. Die Arbeiten an der in Aus-
sicht genommenen umfassenden Novellierung 
sollen in dieser Legislaturperiode so weit vor-
angebracht werden, daß der Gesetzentwurf den 
gesetzgebenden Körperschaften zu Beginn der 
nächsten Legislaturperiode zugeleitet werden 
kann. Den parlamentarischen Gremien wird 
damit ausreichend Zeit für eine gründliche Be-
ratung zur Verfügung stehen. 

Herr Staatssekretär, meine Frage an Sie: Stimmt 
das noch? Wer hat wem hier einen Irrtum zuge-
fügt? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Reschke, Sie wissen ganz genau, daß der Bundes- 
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kanzler in der Regierungserklärung zunächst Leit-
linien für das Baurecht angekündigt hat. Da diese 
Regierung aber so gut arbeitet, konnten wir zu ei-
nem späteren Zeitpunkt sagen: Wir beschränken 
uns in dieser Wahlperiode nicht nur auf Leitlinien, 
sondern legen in dieser Wahlperiode — und zwar 
noch in diesem Jahr — einen Entwurf vor. Die Bun-
desregierung hat die Absicht, diesen Entwurf noch 
im Dezember zu verabschieden. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Conradi. 

Conradi (SPD): Herr Staatssekretär, trifft es zu, 
daß der Anhörung ein Entwurf Ihres Hauses zu-
grunde lag, zu dem der Bundesjustizminister Ihnen 
gegenüber erklärt hat, der Entwurf trüge die irre-
führende Bezeichnung „Baugesetzbuch" und werde 
insoweit den in der Öffentlichkeit geweckten Er-
wartungen nicht gerecht, und haben Sie diese Be-
wertung durch den BMJ den Angehörten vor der 
Anhörung mitgeteilt? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Con-
radi, es gibt Stellungnahmen der einzelnen Res-
sorts. Diese Ressortmeinungen sind, wie das bei 
jedem Gesetzgebungsverfahren der Fall ist, nicht 
von vornherein identisch. Wir sind noch im Abstim-
mungsprozeß. Sie können sicher sein, daß dieses 
Gesetz eine Bezeichnung erhält, die auch dem Tat-
bestand voll gerecht wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, rechnen 
Sie damit, daß aus dem bisher vom. Bauministerium 
vorgelegten Entwurf ein Regierungsentwurf wird, 
und wenn ja, werden Sie dann die bisher befragten 
Verbände und Organisationen noch einmal zum Re-
gierungsentwurf hören? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Das förmliche Ver-
fahren, das bei der Gesetzgebung üblich ist, schließt 
die Verfahrensweise, die unser Haus jetzt gewählt 
hat, nicht aus. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Möller. 

Dr. Möller (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wie 
haben die sehr frühzeitig und rechtzeitig einge-
schalteten Verbände — insbesondere die kommu-
nalen Spitzenverbände — diese rechtzeitige Beteili-
gung beurteilt? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Möl-
ler, die Spitzenverbände haben die rechtzeitige Be-
teiligung sehr begrüßt und haben der Bundesregie-
rung auch sachdienliche Vorschläge unterbreitet. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Müntefering. 

Müntefering (SPD): Herr Staatssekretär, wird der 
Entwurf, der auf Grund des Vorvorentwurfs und der 
Beratungen zustande kommen soll, mit dem Vor-
vorentwurf voll identisch sein bzw. welche Verände

-

rungen ergeben sich auf Grund der achttägigen Be-
ratungen mit den Bundesländern und Verbänden? 

Dr. Jahn, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Mün-
tefering, es wäre ja schlimm, wenn ein allererster 
Entwurf am Schluß dann auch der Regierungsent-
wurf wäre. Das würde ja bedeuten, daß die Bundes-
regierung alle Verbände in ihren Voten, die sie uns 
vortragen, ignorieren würde. Die Bundesregierung 
hat alle sachdienlichen Vorschläge aufgegriffen. Sie 
werden sie im Regierungsentwurf wiederfinden. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schmitt (Wiesbaden). 

Schmitt (Wiesbaden) (SPD): Herr Staatssekretär, 
sind Sie nicht zu dem Ergebnis gekommen, daß das 
von Ihnen eingeschlagene Verfahren, den Spitzen-
verbänden und den Bundesländern einen nicht ab-
gestimmten Referentenentwurf vorzulegen, neue 
Unklarheiten und Unsicherheiten schafft und bei 
den Beteiligten den Eindruck aufkommen läßt, daß 
diese Regierung nicht handlungsfähig ist? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schmitt, diese Wertung weise ich namens der Bun-
desregierung zurück. Ich darf noch einmal sagen: 
Wenn Sie von einem nicht abgestimmten Entwurf 
sprechen, sollten Sie diese Äußerung dahin gehend 
modifizieren, daß Sie von einem noch nicht in allen 
Punkten endgültig abgestimmten Entwurf spre-
chen, denn die meisten Novellierungsvorschläge 
sind endgültig und übereinstimmend abgestimmt, 
und nur einige Punkte sind noch in der Endabstim-
mung. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Menzel. 

Menzel (SPD): Da also im Grunde genommen 
noch keine Klarheit darüber besteht, was die Regie-
rung dem Parlament vorzulegen gedenkt, frage ich 
Sie: Wird der Entwurf dem Parlament so rechtzeitig 
vorgelegt werden, daß er in der zur Verfügung ste-
henden Sitzungszeit ordnungsgemäß beraten wer-
den kann? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Men-
zel, die Bundesregierung hat die Absicht, den Ent-
wurf im Dezember zu beschließen. Nach Zuleitung 
an die parlamentarischen Gremien ist das Parla-
ment Herr des Verfahrens. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe Frage 12 des 
Herrn Abgeordneten Reschke auf: 

Welche Ergebnisse hat die Anhörung des Bundesministers 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau vom 3. bis 11. 
Oktober 1985 zum Entwurf des Baugesetzbuches gebracht? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Reschke, die Anhörungen in der ersten Oktober-
hälfte haben wichtige Anregungen ergeben, die 
sorgfältig ausgewertet worden sind. Hervorzuheben 
ist insbesondere die Stellungnahme der Unabhängi-
gen Kommission für Rechts- und Verwaltungsver-
einfachung. Diese Kommission hat am 9. Oktober 
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erklärt, daß sie das Gesetzgebungsverfahren für 
notwendig hält und unterstützt. 

Von den Verbänden, die Stellung genommen ha-
ben, sind der Deutsche Industrie- und Handelstag, 
der BDI, der Bauernverband und der Zentralver-
band des Deutschen Handwerks hervorzuheben. All 
diese Verbände erklären, sie stünden hinter dem 
Entwurf, und der Entwurf erfülle die Erwartungen 
und entspreche den Erfordernissen. 

Die Architekten- und Planerverbände haben die 
verstärkte Ausrichtung der Instrumente auf die 
städtebaulichen Zukunftsaufgaben gefordert. 

Die Länder haben sich zum Baugesetzbuch insge-
samt wie folgt geäußert: Von der Mehrheit der Län-
der wird der Entwurf begrüßt; dagegen haben die 
Länder Bremen, Hamburg, Hessen, Nordrhein-
Westfalen und Saarland — Sie können die Bewer-
tung selbst vornehmen — mit im wesentlichen in-
haltsgleichen Erklärungen den Gesetzentwurf ab-
gelehnt. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Reschke. 

Reschke (SPD): Ich danke dem Staatssekretär; 
ich nehme die Bewertung als qualitative Bewertung 
der Meinung der Länder entgegen. 

Meine Zusatzfrage bezieht sich auf folgendes. 
Der Bundeskanzler hat in seiner Regierungserklä-
rung — am 8. Juni vom Wohnungsbauminister vor 
dem Fachausschuß wiederholt — erklärt, er werde 
Leitlinien für ein einheitliches Baurecht vorlegen. 
Warum hat der Bundeskanzler bzw. der Wohnungs-
bauminister diese Leitlinien noch nicht vorgelegt? 
Warum haben beide, der Bundeskanzler in seiner 
Regierungserklärung und der Wohnungsbaumini-
ster mit seinen Äußerungen vor dem Ausschuß, 
Parlament und Ausschuß getäuscht? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Reschke, dies ist keine Täuschung. Wir versprechen 
immer nur das, was wir auch halten wollen, aber 
am Anfang der Wahlperiode konnten wir noch nicht 
wissen, daß wir zum jetzigen Zeitpunkt weiter sein 
würden, als wir uns ursprünglich selbst als Ziel ge-
steckt hatten. Das ist keine Täuschung. 

Zudem haben wir Sie laufend über die Fort-
schritte in diesem Verfahren unterrichtet. Sie selbst 
kennen den Entwurf; Sie haben ihn bereits Mitte 
des Jahres vom Bauministerium erhalten. 

Vizepräsident Frau Renger: Die zweite Zusatzfra-
ge, Herr Abgeordneter Reschke. 

Reschke (SPD): In einem Protokoll des Deutschen 
Landkreistages wird der Kollege Möller, der Aus-
schußvorsitzende, zitiert. Der Kollege Möller hat be-
richtet, daß eventuell Teilnovellierungen des Geset-
zes vorgesehen sind. Hat die Anhörung zu diesem 
Vor-Vorentwurf — — 

Vizepräsident Frau Renger: Entschuldigung, Herr 
Kollege! Sie hatten vorhin einen langen Passus zi

-

tiert. Beziehen Sie doch bitte das, was Sie jetzt fra-
gen wollen, mit ein, 

(Reschke [SPD]: Ich bin dabei!) 

sonst kommen wir wirklich nicht zu Rande. 

Reschke (SPD): Vielen Dank. — Hat die Anhö-
rung vom 3. bis 11. Oktober ergeben, daß eine Teil-
novellierung angebracht ist? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung bewertet die Anhörung so, daß sie mit diesem 
Entwurf auf dem richtigen Wege ist. Alles, was für 
die Zusammenfassung des Baurechts relevant ist — 
Bundesbaugesetz, Städtebauförderungsgesetz — , 

wird in diesem Entwurf auch eingearbeitet. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Link. 

Link (Frankfurt) (CDU/CSU): Treffen Pressemel-
dungen und Informationen zu, Herr Staatssekretär, 
daß die SPD-regierten Länder — nach dem frühzei-
tigen Informieren der Verbände, der Länder und 
den Beratungen und den guten Ergebnissen daraus 
— ihre Beamten geschlossen aufgefordert haben, 
sich an den Beratungen künftig nicht mehr zu be-
teiligen, und wie beurteilt die Bundesregierung die-
sen einmaligen Vorgang? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Link, 
es ist richtig, daß zunächst alle Länder an den Bera-
tungen des Entwurfs teilgenommen und über die 
einzelnen Fragen, die dort zu regeln waren, auch 
diskutiert haben. 

Als erkennbar wurde, daß der gesamte Komplex 
auch zu einem sinnvollen Ende geführt wird, haben 
wir einen Brief des zuständigen Ministers aus 
Nordrhein-Westfalen erhalten. In diesem Brief vom 
25. September 1985 bittet Minister Zöpel den Bun-
desbauminister, von der Novelle Abstand zu neh-
men. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

und sich wieder auf den ursprünglichen Zeitplan zu 
konzentrieren. 

(Menzel [SPD]: Sehr gut!) 

Er hat weiter mitgeteilt, daß er seine Beamten gebe-
ten habe, in der am 10. Oktober durchgeführten An-
hörung die grundsätzlich ablehnende Position des 
Landes Nordrhein-Westfalen darzustellen und sich, 
wie es weiter heißt, an den Einzelberatungen nicht 
zu beteiligen. 

Die Beamten von Nordrhein-Westfalen haben 
sich in dieser Sitzung entsprechend verhalten. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Conradi, ich habe 
Ihnen noch nicht das Wort gegeben? 

Conradi (SPD): Frau Präsidentin, ich freue mich, 
daß Sie es mir jetzt geben wollen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich tue das jetzt. Bitte, 
Sie haben das Wort zu einer Zusatzfrage. 

Conradi (SPD): Herr Staatssekretär, haben Sie in 
der Anhörung die Stellungnahme des Bundesmini- 
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sters der Justiz vom 16. September 1985 mitgeteilt, 
in der es heißt, daß der Entwurf zu einer bedenkli-
chen Unübersichtlichkeit der Rechtsordnung führe 
und verfassungsrechtlich, mindestens verfassungs-
politisch bedenklich sei? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Ich habe von der 
Stellungnahme des Bundesjustizministeriums 
Kenntnis. Ich kann Ihre Frage aber nicht endgültig 
beantworten, weil ich bei den Verhandlungen, die 
Sie jetzt anschneiden, unmittelbar nicht dabei war. 
Ich reiche Ihnen die Antwort nach. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Kansy. 

Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
habe ich Ihre Antwort auf die Frage des Kollegen 
Link soeben richtig verstanden, daß Herr Rau über 
einen seiner Minister seine Beamten auffordert, bei 
einem Gesetzesvorhaben der Bundesregierung 
Obstruktion zu treiben, oder wie ist das zu verste-
hen? 

(Menzel [SPD]: Der versteht Niedersäch

-

sisch, nicht Deutsch!) 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie 
haben mich insofern richtig interpretiert, und ich 
möchte noch eines hinzufügen: Nachdem Herr Mi-
nister Zöpel diese Weisung an seine Beamten erteilt 
hatte, haben auch andere SPD-regierte Länder 
durch den zuständigen Minister mitgeteilt, daß sie 
gegen diese Novellierung sind und den Bundesmini-
ster bitten, den Entwurf zurückzuziehen. Wenn Sie 
die Briefe vergleichen, können Sie unschwer erken-
nen, daß es sich hier nicht um Einzelaktionen han-
delt. 

(Link [Frankfurt] [CDU/CSU]: Und das ist 
der Kanzlerkandidat!) 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, ist es 
richtig, daß die Bundesregierung ein Jahrhundert-
werk zunächst über zwei Legislaturperioden bera-
ten lassen wollte und diesen Eindruck der Öffent-
lichkeit, der Fachwelt und den mitberatenden Lan-
desregierungen vermittelt hat, dann aber auf ein 
abgekürztes Verfahren umgestiegen ist, das dazu 
führt, daß ein Bauminister Schneider mit heißer 
Nadel einen Patchwork-Anzug arbeiten lassen will 
und sich die Anregungen dafür aus einem unzu-
länglichen Verfahren holt, weil der Bauminister sel-
ber nicht weiß, was Regierungsmeinung ist, und 
sich eigentlich vorhalten lassen muß, daß Verbände 
und Länder zu Vorlagen gefragt werden, die nicht 
einmal in der Regierung gemeinsame Grundlage 
der Beratungen sind? 

(Duve [SPD]: Schneiders heiße Nadel!) 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Sper-
ling, als wir die Regierung übernahmen, fanden wir 
in bezug auf Entbürokratisierung, Vereinfachung 
von Vorschriften auf unserem Sachgebiet nichts, 
aber auch gar nichts vor. Wir haben dann angefan

-

gen, haben Leitlinien angekündigt, sind dann einen 
Schritt weitergegangen, weil wir mit dem Sachver-
stand der Länder, mit dem Sachverstand der Spit-
zenverbände gut vorankamen. Ich stelle einfach 
fest, daß Ihre Fraktion hier im Deutschen Bundes-
tag bei der Beratung zur Mininovelle Städtebauför-
derung gesagt hat: Wann legt ihr denn endlich das 
Baugesetzbuch vor, damit wir alles dort regeln kön-
nen? Jetzt tun wir das und werden gleichwohl kriti-
siert. 

(Weiß [CDU/CSU]: Daran müssen Sie sich 
gewöhnen, Herr Staatssekretär!) 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Möller. 

Dr. Möller (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kann 
man die Verweigerungshaltung der Regierung Rau 
auch als Obstruktion gegenüber der Bundesregie-
rung bezeichnen? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Ich habe soeben 
gesagt, daß ich diese Interpretation für zulässig 
halte. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich möchte nur darauf 
hinweisen, meine Damen und Herren, daß zu dieser 
Frage 12 noch vier Zusatzfragen anstehen und wir 
noch mehrere Fragen haben. Aber wir können die 
Fragestunde natürlich auch nach den beiden ersten 
Fragen dieses Ressorts beenden. 
Eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Müntefe-

ring. 

Müntefering (SPD): Herr Staatssekretär, könnte 
es auch sein, daß die Zurückhaltung der SPD-re-
gierten Länder, nachdem sie über Monate mit Ih-
nen zusammen die Inhalte und den Terminplan für 
das Baugesetzbuch erörtert haben, daraus resul-
tiert, daß sie in den Gesprächen mit Ihnen den Ein-
druck bekommen haben, daß weder der Zeitplan für 
dieses Gesetz noch die Inhalte dieses Gesetzes es 
lohnen, es weiter zu beraten? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Den Eindruck habe 
ich nicht gewonnen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schmitt (Wiesbaden). 

Schmitt (Wiesbaden) (SPD): Herr Staatssekretär, 
müssen Sie nicht zu der Einsicht kommen, da nicht 
allein das Land Nordrhein-Westfalen, sondern die 
bisher kooperativ mitarbeitenden SPD-Bundeslän-
der, einschließlich starker Vertreter kommunaler 
Verbände, ihre Bedenken vorgebracht haben, daß 
dieser Gesetzentwurf, der als Jahrhundertwerk an-
gekündigt ist, jetzt nur noch eine Reparaturnovelle 
ist und daß deshalb die Ablehnung begründet ist? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schmitt, wenn Sie den vorliegenden Entwurf lesen, 
werden Sie als Sachkenner der Materie das Wort 
Reparaturnovelle, glaube ich, nicht mehr verwen-
den. Alles, was wir in den Fragen der Novellierung 
des Städtebaurechts und des Baurechtes angekün-
digt haben, alles, was zu dieser Rechtsmaterie ge- 
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hört und in dieser Rechtsmaterie auch geregelt 
werden muß, ist mit allen Verbänden, mit den Län-
dern erörtert worden. Ich kenne kein Sachgebiet, 
das ausgeklammert worden ist. 

(Schmitt [Wiesbaden] [SPD]: Welchen Ent

-

wurf meinen Sie, Herr Staatssekretär?) 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Menzel. 

Menzel (SPD): Herr Staatssekretär, kann es nicht 
sein, daß Nordrhein-Westfalen und die anderen 
Länder, die ihren Beamten empfohlen haben, nicht 
weiter mitzuarbeiten, die Empfehlung deswegen 
herausgegeben haben, weil ihnen die gleichen 
rechtlichen und verfassungsmäßigen Bedenken wie 
Ihrem Kabinettsmitglied, dem Justizminister, ge-
kommen sind? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Ich möchte die Tat-
sache, daß ich soeben bestimmte Länder bestimm-
ter Führung nannte, dahin deuten, daß ich dahinter 
weniger Sachgesichtspunkte als politische Ge-
sichtspunkte sehe. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Grünbeck. 

Grünbeck (FDP): Herr Staatssekretär, würden Sie 
mir zustimmen, daß sowohl die SPD-regierten Län-
der als auch die SPD-Opposition im Deutschen Bun-
destag allen Grund hätten, den Bundesbauminister 
bei seinen Bemühungen um das neue Baugesetz-
buch zu unterstützen, zumal er eigentlich etwas 
nachholt, was die SPD-Bauminister jahrelang ver-
schlafen haben und was eigentlich zu einer aktiven 
Beschäftigungspolitik in der Bauwirtschaft durch 
die Vereinfachung des Baurechts führen müßte? 

(Schmitt [Wiesbaden] [SPD]: Beschäfti

-

gungspolitik für die Ministerien!) 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Grün-
beck, bei den Beratungen zur Novelle der Städte-
bauförderung am 4. Oktober 1984 hat der Kollege 
Reschke zur Formulierung und Vorlage des Bauge-
setzbuches gefragt, wann denn der Bundesbaumini-
ster nun endlich eine solche Novelle vorlegt, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 
damit er sich endlich seinen Oscar verdienen kann. 
Wir sind jetzt auf dem Wege, genau das einzulösen, 
was Sie bei den anderen Beratungen gefordert ha-
ben, und ich habe überhaupt kein Verständnis da-
für, daß Sie uns jetzt in eine Schiene bringen wol-
len, wo wir uns auf die ursprüngliche Absicht, weni-
ger zu tun, beschränken. Wollten wir heute sagen, 
wir stellten nur Leitlinien dar, würden Sie hier eine 
weitere Fragestunde darüber veranstalten, warum 
nicht Wort gehalten werde, noch in diese Wahlpe-
riode zum Abschluß eine Baugesetzbuches zu kom-
men. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dörflinger. 

Dörflinger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, trifft 
es zu, daß insbesondere die kommunalen Spitzen-
verbände gegenüber der Bundesregierung ihr Inter-
esse daran bekundet haben, zu einer Reform des 
Baurechts insgesamt und möglichst schnell zu kom-
men, um damit weitere Teilnovellierungen nach 
Möglichkeit zu vermeiden? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Die kommunalen 
Spitzenverbände sind vom Bundeskanzler vor eini-
ger Zeit empfangen worden. Auf der Tagesordnung 
stand auch das Baugesetzbuch. Die kommunalen 
Spitzenverbände haben uns ausnahmslos mitge-
teilt, daß sie sich weiterhin an den Arbeiten für ein 
Baugesetzbuch beteiligen werden. Selbstverständ-
lich gibt es in der einen oder anderen Frage auch 
einmal unterschiedliche Voten. Aber die kommuna-
len Spitzenverbände insgesamt haben uns ihrer 
konstruktiven Mitarbeit, die sie bisher gezeigt ha-
ben, auch für die nächsten Monaten versichert. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Rönsch. 

Frau Rönsch (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
sind Sie mit mir der Meinung, daß, wenn hier die 
SPD-Fraktion bestätigt hat, daß man allein monate-
lang über die Terminplanung debattiert hat, man 
doch davon ausgehen kann, daß dieses Gesetz nicht 
mit der heißen Nadel genäht wird und daß genü-
gend Zeitraum für die Beratung bleibt? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung hat auch in bezug auf die Information für 
diese Gesetzesnovelle mehr getan, als in den Ge-
schäftsordnungen verankert ist. Wir stehen auch 
weiterhin für diese Information zur Verfügung. For-
mell wird die Bundesregierung, wie ich das soeben 
schon zum Ausdruck brachte, im Dezember be-
schließen. Dann wird der Entwurf an den Bundes-
rat gehen. Der Bundesrat gibt seine Stellungnahme 
ab, die Bundesregierung wird zu dem Votum des 
Bundesrates Stellung nehmen, und danach wird die 
Novelle dem Parlament zugeleitet. Von diesem Zeit-
punkt an ist Herr des Verfahrens das Parlament. So 
wie ich die Mehrheitsmeinung einschätze, besteht 
auch der Wille, die Novelle in dieser Wahlperiode 
zum Abschluß zu bringen. Denn was in dieser Wahl-
periode nicht zum Abschluß gebracht wird, verfällt 
j a bekanntlich nach dem Grundsatz der Diskonti-
nuität. 

Vizepräsident Frau Renger: Nächste Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Broll. 

Broil (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, welches 
Motiv mag zugrunde liegen, wenn die Regierung 
Rau durch ihre Verweigerungshaltung in Sachen 
Baugesetzbuch praktisch doch der deutschen Bau-
wirtschaft schadet? 

(Lachen bei der SPD) 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Das Gelächter dar-
über, daß der deutschen Bauwirtschaft geschadet 
wird, wenn die Novelle nicht käme, verstehe ich 
ganz und gar nicht. Denn die Verbände haben uns 
mitgeteilt, daß sie auch aus ihrer Interessenlage 
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heraus die Novelle sehr begrüßen. Wenn Sie mich 
nach dem Motiv fragen, so muß ich sagen, das Mo-
tiv liegt meines Erachtens darin, daß man diese 
wichtige Gesetzesmaterie mit diesen vielen Verein-
fachungen, mit dem streichen von Vorschriften, mit 
der Einführung einer größeren Gemeindefreund-
lichkeit, mit dem Abbau von Vorschriften so publi-
kumswirksam einschätzt, daß man der Regierung 
den Erfolg nicht gönnen will. 

Vizepräsident Frau Renger: Das war sozusagen die 
ganz große Dreiecksfrage. 
Ich rufe jetzt die Frage des Herrn Abgeordneten 

Lohmann (Witten) auf: 
Ist von der Anhörung der Verbände und Länder zum Ent-

wurf des Baugesetzbuches, die vom 3. bis 11. Oktober 1985 
stattfand, eine Auswertung oder ein Wortprotokoll erstellt 
worden, und steht den Abgeordneten des Fachausschusses 
die Auswertung oder das Protokoll zur Verfügung? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Loh-
mann, die Ergebnisse der Anhörungen werden in-
nerhalb der Bundesregierung geprüft und im Ent-
wurf des Baugesetzbuches — ich sagte es eben 
schon — angemessen berücksichtigt. Ein Wortpro-
tokoll ist nicht erstellt worden; folglich kann ein sol-
ches auch nicht zur Verfügung gestellt werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Lohmann. 

Lohmann (Witten) (SPD): Herr Staatssekretär, 
sind Sie nicht der Meinung, daß für ein solches 
Jahrhundertwerk ein Wortprotokoll angemessen 
gewesen wäre und daß, wenn Sie hier ein so hekti-
sches Hau-ruck-Verfahren wählen, wir Abgeordne-
ten, besonders die Mitglieder des Ausschusses, eine 
umfangreiche und frühe Information wirklich ver-
dient hätten? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Loh-
mann, ich verweise noch einmal auf die Rechtslage. 
Normalerweise wird der Entwurf zur Beratung den 
Abgeordneten des Deutschen Bundestages erst spä-
ter zugestellt. Wir sind einen anderen Weg gegan-
gen und haben im Laufe des Verfahrens auch die 
Mitglieder des Deutschen Bundestages, insbeson-
dere diejenigen, die im Bauausschuß tätig sind, un-
terrichtet. Sie können nicht verlangen, daß jede 
Verhandlung — und es sind zig Verhandlungen ge-
führt worden — mit einem Wortprotokoll bedacht 
wird. Es genügt, wenn die federführenden Beamten 
für sich einen inhaltlichen Vermerk anfertigen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Lohmann. 

Lohmann (Witten) (SPD): Herr Staatssekretär, 
können Sie mir dann folgen, wenn ich feststelle, daß 
diese Geisteranhörung gut zu dem Potemkinschen 
Dorf paßt, wie der ehemalige Präsident des Deut-
schen Städtetages, Herr Samtlebe, diesen Referen-
tenentwurf apostrophiert hat? 

Vizepräsident Frau Renger: Eine solche Frage ist 
nicht erlaubt. 

Lohmann (Witten) (SPD): Ich habe gesagt: Können 
Sie mir folgen? 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Es ist schwer, 
Ihnen zu folgen! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Die Bewertung dessen, 
was Sie vorgetragen haben. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Die Frau Präsiden-
tin macht darauf aufmerksam, daß ich diese Frage 
nicht beantworten muß. Ich kann mich einer sol-
chen Wertung auch nicht anschließen. Ich halte das, 
was dort in den Anhörungen geschieht, nicht für 
eine Geisterstunde, sondern für das Ringen um die 
besten Lösungen, Herr Kollege Lohmann. 
Wenn Sie wissen — das tun Sie ja —, daß die Ver-

bände ja Interessen vertreten, können Sie auch 
feststellen, daß diese Interessen in den Anhörungen 
aufeinanderstoßen. 
Es liegt dann an der Regierung und hinterher an 

Ihnen, aus diesen Interessenlagen das allgemeine 
Wohl zu formulieren. Ich würde aber nicht die Ar-
beit, die dort geleistet wird, mit dem Wort bedenken, 
das Sie eben verwandt haben. 

Vizepräsident Frau Renger: Sie haben noch eine 
Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Lohmann. — Nein? 
Danke schön. 
Dann Herr Dr. Möller. 

Dr. Möller (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, teilen 
Sie meine Meinung, daß an dem Entwurf, der bei 
den Verbänden jetzt beraten wird, die ersten und 
besten Geister aus Bund, Ländern und Gemeinden, 
die vom Baurecht etwas verstehen, mitgewirkt ha-
ben? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Möl-
ler, ich kann das bestätigen und möchte die Gele-
genheit wahrnehmen, all denen aus Bund, Ländern 
und den Spitzenverbänden entsprechende Aner-
kennung zu zollen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Abgeord-
neter Conradi. 

Conradi (SPD): Herr Staatssekretär, würde eine 
Veröffentlichung der Ergebnisse dieser Anhörung 
die Annahme des Bundesjustizministers verstär-
ken, daß der Entwurf — ich zitiere — so wenig an 
effektiver Verwaltungsvereinfachung und Entbü-
rokratisierung enthalte, daß ein Schaden in der Öf-
fentlichkeit für die Bundesregierung zu erwarten 
sei?  

(Beifall bei der SPD — Roth [SPD]: Ap

-

plaus für Engelhard!) 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Ich stelle zunächst 
fest, Herr Kollege Conradi, daß Sie einen guten Zu-
gang zu internen Aufzeichnungen haben. Ich 
möchte allerdings noch einmal — auch im Namen 
der Bundesregierung — feststellen, daß anfängliche 
Bedenken des Justizministeriums gegenüber ein-
zelnen Regelungen im Gesetzentwurf 

(Roth [SPD]: Das waren nicht einzelne!) 
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inzwischen einvernehmlich geklärt sind. 

(Roth [SPD]: Das war doch eine generelle 
Wertung!) 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Müntefering. 

Müntefering (SPD): Herr Staatssekretär, da wir 
die Kritik, die bekanntlich in der Anhörung stattge-
funden hat, nicht nachlesen können: Können Sie 
uns zwei oder drei Punkte sagen, die von den Sach-
verständigen aus Verbänden und Ländern insbe-
sondere als nicht akzeptabel und dringend korrek-
turbedürftig erwähnt worden sind? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Ich möchte aus der 
Fülle von Voten einen Gesichtspunkt anschneiden: 
daß sich die Verbandspolitik nicht für Kompetenz-
verlagerungen ausgesprochen hat. Das möchte ich 
als Beispiel dafür nennen, was gerade in der Ver-
bandsmeinung vorherrschende Meinung ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Abgeord-
neter Dörflinger. 

Dörflinger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, könn-
ten Sie sich erklären, wie der Widerspruch ensteht, 
wenn die sozialdemokratische Bundestagsfraktion 
auf der einen Seite in der Frage 24 ein fulminantes 
Plädoyer für Bürgerbeteiligung hält und gleichzei-
tig die begrüßenswerten Bemühungen der Bundes-
regierung, frühzeitig und damit natürlich auch kon-
troversen Sachverstand zu mobilisieren, in einer ei-
gentlich unerträglichen Weise klassifiziert? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann nur noch einmal wieder auf § 24 hinweisen, wo 
wir die Möglichkeit haben, die Verbände zu beteili-
gen. Wir haben das sehr früh getan. Die Verbände 
sind uns dankbar und lassen sich auch in die Mitar-
beit einbinden. Ich kann mir vorstellen, daß, wenn 
viele Verbände die grundsätzliche Übereinstim-
mung mit der Novelle signalisieren, dies bei der 
Opposition nicht gerade auf Freude stößt. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Dr. Kansy, eine 
Zwischenfrage, bitte schön. 

Dr. - Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
hat in der zentralen Frage des Verabschiedungster-
mins der versammelte kommunale Sachverstand 
bei dieser Anhörung dafür plädiert, dieses Geset-
zesvorhaben in dieser Legislaturperiode zu verab-
schieden, oder hat er dafür plädiert, es nicht zu ver-
abschieden? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Die kommunalen 
Spitzenverbände haben erklärt, wenn die Bundesre-
gierung beabsichtigt, in dieser Wahlperiode dieses 
Gesetzgebungswerk zu verabschieden, wollen sie 
daran konstruktiv mitarbeiten, auch im Rahmen 
dieses Zeitplans. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, warum 
dürfen denn, nachdem nach Ihrer Aussage die be

-

sten Geister an diesem Gesetzentwurf bisher mitge-
wirkt haben, Köpfe mit Fachwissen die Ergebnisse 
dieser Anhörung nicht zur Kenntnis nehmen, ob-
wohl doch diese Anhörung erklärtermaßen der Ab-
kürzung des parlamentarischen und öffentlichen 
Beratungsverfahrens dienen soll? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Es ist nicht meine 
Aufgabe, hier im Deutschen Bundestag interne Auf-
zeichnungen bekanntzugeben. Sollten Sie aber eine 
konkrete Frage haben, Herr Kollege Sperling, bin 
ich gerne bereit, Ihnen diese auch zu beantworten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Menzel. 

Menzel (SPD): Herr Staatssekretär, ist denn die 
konstruktive Kritik der Verbände in der Vorlage, 
die Ihre Kabinettskollegen zur Stellungnahme er-
halten haben, schon berücksichtigt? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Diese Frage kann 
ich eindeutig mit Ja beantworten. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 14 
des Herrn Abgeordneten Lohmann auf: 

Teilt der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau nach der Anhörung vom 3. bis 11. Oktober 
1985 die Meinung des Bauausschusses des Deutschen Städ-
tetages, daß der Entwurf lediglich eine Reparaturnovelle sei 
und keinen Bezug nimmt auf die gegenwärtig und zukünftig 
zu lösenden Probleme und Aufgaben der Städte und Gemein-
den? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Loh-
mann, der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß 
die in der Fragestellung bezeichnete Auffassung 
vom Deutschen Städtetag vertreten wird. Entgegen 
der in der Fragestellung zum Ausdruck kommen-
den Wertung wird im Entwurf des Baugesetzbuches 
alles, was nach dem derzeitigen Stand von Wissen-
schaft und Praxis seriöserweise über Gegenwarts-  
und Zukunftsaufgaben des Städtebaus zu sagen ist, 
aufgegriffen. Die Bundesregierung ist darüber hin-
aus und in Übereinstimmung mit den Experten des 
Städtebaus der Auffassung, daß das Städtebaurecht 
als leitbildneutrales Recht ausgestaltet bleiben 
muß. Es kann daher auch bei sich wandelnden städ-
tebaulichen Aufgaben nicht jeweils kurzfristig mit 
neuen Instrumenten gearbeitet werden. Vielmehr 
müssen die eingeführten Instrumente für sich wan-
delnde Aufgaben offen sein. 
Wenn man sich die zum Teil recht kurzfristig sich 

wandelnden Vorstellungen zum Städtebau in den 
Nachkriegsjahrzehnten vor Augen führt, müßte 
dies jedermann klarwerden. So wechselten sich in 
diesen Zeiten die Vorstellungen von Trabantenstäd-
ten auf der grünen Wiese ab mit Vorstellungen von 
Flächensanierungen, von Denkmalschutz, von der 
behutsamen Stadterneuerung und von der Innen-
entwicklung oder gar mit der Vorstellung von der 
autogerechten Stadt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Lohmann. 
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Lohmann (Witten) (SPD): Herr Staatssekretär, 
könnten Sie uns darüber Auskunft geben, wo der 
wichtige Bereich einer sozial- und umweltverträgli-
chen Stadterneuerung — wir sind uns in der Ver-
gangenheit gerade im Ausschuß darüber einig ge-
wesen, daß dies ein wichtiger Punkt ist — in diesem 
Entwurf ausreichenden Platz findet? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Loh-
mann, wir sind bei den Fragen des Umweltschutzes 
in der Endabstimmung. Sie werden Vorschriften 
über soziale Verträglichkeit und Umweltschutz in 
der Novelle wiederfinden. Ich glaube, daß wir gut 
beraten sind, wenn wir auch bei dieser Novelle dem 
Umweltschutz den notwendigen Tribut zollen. 

Vizepräsident Frau Renger: Haben Sie noch eine 
Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Lohmann? — 
Bitte.  

Lohmann (Witten) (SPD): Herr Staatssekretär, 
wenn das alles schon beantwortet ist: Wie erklären 
Sie sich dann die Verzögerung bei der Beantwor-
tung unserer Großen Anfrage zur Stadtökologie, die 
wir inzwischen beim Bundestagspräsidenten ange-
mahnt haben? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Soweit mein Wis-
sensstand ist, ist die Antwort auf dem Wege zu 
Ihnen. Die Fragen, die dort gestellt waren, bedurf-
ten einer längeren Vorbereitung. Ich glaube, Herr 
Kollege Lohmann, wenn die Bundesregierung ein 
wenig mehr Sorgfalt auf die Beantwortung legt, 
kommt das Ihrer Interessenlage mehr entgegen, als 
wenn wir das bei dem Umfang Ihrer Fragen in der 
normalen Kürze leisten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Müntefering. 

Müntefering (SPD): Herr Staatssekretär, da Ihnen 
die negative Meinung des Bauausschusses des 
Städtetages nicht bekannt ist: Würde es Sie beein-
drucken, wenn Sie diese Stellungnahme des Bau-
ausschusses des Städtetages und die negativen 
Stellungnahmen anderer Kommunalpolitiker zur 
Verfügung gestellt bekämen, oder gehen Sie davon 
aus, daß unabhängig davon, was von den Betroffe-
nen gesagt wird, dieses Gesetz nun so beschlossen 
werden soll? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mün-
tefering, ich kenne die Stellungnahme des Bauaus-
schusses des Deutschen Städtetages nicht. Für die 
Bundesregierung ist wichtig, was der Deutsche 
Städtetag insgesamt und was die kommunalen Spit-
zenverbände sagen. Sie wissen, daß sich der Deut-
sche Städtetag am 13. November 1985 mit der No-
velle, mit den jetzigen Vorschlägen befaßt. Was ich 
insoweit als Beschlußvorschlag lese, deckt sich 
nicht mit der Feststellung, wie sie der Bauausschuß 
des Deutschen Städtetages getroffen haben soll. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, glauben 
Sie wirklich, daß sich die Fachleute für Stadtökolo

-

gie schon darüber einig sind, daß sich in der näch-
sten Legislaturperiode angesichts des bisher von 
Ihnen nicht einmal vorgelegten Regierungsent-
wurfs nicht tatsächlich die Notwendigkeit einer No-
vellierung des dann vielleicht vorliegenden Bauge-
setzbuches ergeben wird? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Sper-
ling, was den Fahrplan für das Baugesetzbuch be-
trifft, kann ich wohl feststellen, daß das in einer 
kürzeren Zeit nicht zu erledigen ist. Ich darf Ihnen 
weiter mitteilen, daß wir parallel zum Baugesetz-
buch die Fragen der Baunutzungsverordnung prü-
fen. Wir denken an eine Novellierung. Nur können 
wir die Baunutzungsverordnung nicht in das Bun-
desbaugesetz selbst einbauen. Was man in einer 
Verordnung regeln kann, sollte man nicht in einem 
Gesetz regeln. 
Das heißt, alles, was angekündigt ist — ein-

schließlich dessen, was Sie in Ihrer Frage anspre-
chen —, ist in bezug auf das, was Wissenschaft und 
Praxis in der heutigen Zeit verlangen, sachgerecht 
abgewogen und dementsprechend berücksichtigt 
worden. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Möller. 

Dr. Möller (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie 
haben gerade die besondere Bedeutung des Um-
weltschutzes auch im Städtebaurecht betont. Wird 
der Umweltschutz als Sanierungsziel des Städte-
baurechts im Baugesetzbuch verankert sein? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Möller, ich habe eben gesagt, daß die Bundesregie-
rung dem Umweltschutz eine hohe Priorität ein-
räumt. Ich kann Ihre Frage bejahen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Reschke. 

Reschke (SPD): Meine Frage schließt nahtlos 
daran an: Warum will der Wohnungsbauminister 
die Umweltverträglichkeitsprüfung nicht in das 
neue Baugesetzbuch aufnehmen, der Bundesinnen-
minister aber doch? Welche Gründe hat der Woh-
nungsbauminister, wo er doch den Umweltschutz 
ziemlich weit oben ansiedelt? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Reschke, wir befinden uns hinsichtlich der Beant-
wortung dieser Frage in einer internen Abstim-
mung. Ich spreche namens der Bundesregierung: 
Der Abstimmungsprozeß im Zusammenhang mit 
dieser Frage läuft. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schmitt (Wiesbaden). 

Schmitt (Wiesbaden) (SPD): Herr Staatssekretär, 
sehen Sie nicht einen erheblichen Mangel in Ihrer 
bisherigen Gesetzesvorbereitung, wenn Sie die Stel-
lungnahme des Bauausschusses des Deutschen 
Städtetages nicht kennen, wo doch in diesem Gre-
mium die unmittelbar mit dem Baugeschehen, der 
Bauplanung in den Städten Befaßten tätig sind, und 
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steht das nicht im Widerspruch zu Ihrer Erklärung, 
Sie hätten das, was Sie erarbeitet hätten, mit allen 
Fachleuten seit Jahren abgestimmt? Dann kennen 
Sie die Stellungnahme des Bauausschusses nicht. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schmitt, ich kann Ihre Frage eindeutig mit Nein 
beantworten. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 15 des Herrn Abgeordneten 
Menzel auf: 

Hat der Bundesminister des Innern dem vorliegenden 
Entwurf zum Baugesetzbuch zugestimmt, und von welchen 
übrigen Bundesministerien liegen weitere Zustimmungen 
vor? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Men-
zel, der Beschluß der Bundesregierung über den 
Gesetzentwurf eines Baugesetzbuchs wird augen-
blicklich entsprechend der Gemeinsamen Ge-
schäftsordnung der Bundesregierung abgestimmt. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Menzel. 

Menzel (SPD): Herr Staatssekretär, da ich nach 
der Stellungnahme des Innenministers gefragt 
habe, darf ich wiederholen: Hat denn der Innenmi-
nister schon eine Stellungnahme abgegeben? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Der Innenminister 
ist wie alle Ressortminister laufend am Verfahren 
beteiligt. Ich sage offen, daß viele, ja die meisten 
Fragen abgeklärt sind. Aber bei einigen Fragen — 
das ist natürlich und notwendig — befinden wir uns 
im Abstimmungsverfahren, in einem Abstim-
mungsverfahren, das in dem vorgegebenen Zeitplan 
liegt. Sie werden Verständnis haben, daß Ressortab-
stimmungen notwendig sind. Sie können davon aus-
gehen, daß die Ressortabstimmungen bis zur Be-
schlußfassung des Bundeskabinetts abgeschlossen 
sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Menzel, bitte. 

Menzel (SPD): Herr Staatssekretär, das heißt also, 
daß die Verbände gebeten worden sind, eine Stel-
lungnahme zu einem Entwurf abzugeben, hinsicht-
lich dessen die Kabinettsmitglieder noch ganz er-
hebliche Bedenken haben? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Ich darf Ihnen sa-
gen, daß die Verbände selbstverständlich auch un-
terschiedliche Auffassungen, die innerhalb der Res-
sorts vertreten werden, zur Kenntnis genommen 
haben. Sie haben sich auf dieser Grundlage ein Bild 
gemacht. Dieses Bild und ihre Anregungen werden 
entsprechend berücksichtigt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage des Abge-
ordneten Conradi. 

Conradi (SPD): Herr Staatssekretär, trifft es zu, 
daß der Bundesminister der Justiz die Verwei-
sungskette 

§ 175 Abs. 4 Satz 1 verweist auf § 174 Abs. 1, die-
ser verweist auf § 26 Nr. 3, dieser wiederum ver-
weist auf „die in § 38 genannten Vorschriften", 
dort ist u. a. die Rede vom Bundesfernstra-
ßengesetz, Bundesbahngesetz, Luftverkehrsge-
setz, Personenbeförderungsgesetz, Abfallbesei-
tigungsgesetz und von landesrechtlichen Vor-
schriften 

in seiner Stellungnahme als einen besonderen Bei-
trag zur Entbürokratisierung bezeichnet hat? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Mir persönlich ist 
das nicht bekannt. Aber das, was Sie vorgetragen 
haben, ist für uns genau Anlaß, darauf hinzuwirken, 
daß sich solche Dinge nicht einschleichen. 

(Conradi [SPD]: Das ist Ihr Entwurf!) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Sperling, Sie haben Ihre Wortmeldung zu einer Zu-
satzfrage zurückgezogen. 

Nun Herr Abgeordneter Schmitt (Wiesbaden) zu 
einer Zusatzfrage. 

Schmitt (Wiesbaden) (SPD): Herr Staatssekretär, 
wenn nicht von der Waffenschmidt-Kommission, 
haben Ihnen dann andere kompetente Verwal-
tungsfachleute mitgeteilt, daß sie die beabsichtigten 
Änderungen des Baugesetzbuchs als einen Schritt 
zur Rechtsunsicherheit, zu bürokratischem zusätzli-
chem Aufwand und zu weiteren gerichtlichen Ver-
fahren ansehen und daß dieses Baugesetzbuch, daß 
Sie konzipieren, für einen längeren Zeitraum eine 
Rechtsunsicherheit bringt? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schmitt, ich kann dieser Wertung in keiner Weise 
beipflichten. Wenn Sie sich die Mühe machen, den 
Entwurf, den Sie bereits haben und der noch in der 
Endredaktion ist, einmal zu lesen, werden Sie fest-
stellen, daß dadurch für unsere Bürger das Bauen 
vereinfacht wird. Darauf legen unsere Bürger Wert. 
Nehmen Sie nur die verfahrenshemmenden Vor-
schriften, die beseitigt werden. Unsere Bebauungs-
pläne sind nicht immer rechtssicher. Viele halten 
dem Rechtsverfahren nicht stand. Auch hier gibt es 
Vorschriften, daß das künftig anders wird. Mit an-
deren Worten, hier wird eine Novelle vorbereitet, 
die länderfreundlich ist, die in bezug auf die kom-
munale Selbstverwaltung eine Lanze für die ge-
meindliche Planungshoheit bricht, die entbürokrati-
siert und die in wesentlichen Teilen — das erken-
nen die Verbände ja an — zur Verwaltungsvereinfa-
chung führt. Wenn Sie das alles lesen, kommen Sie, 
glaube ich, zu einer anderen Wertung. 

Vizepräsident Frau Renger: Um schriftliche Beant-
wortung folgender Fragen wird von den Fragestel-
lern gebeten: Frage 16 des Abgeordneten Menzel, 
Fragen 17 und 18 des Abgeordneten Ranker, Fragen 
19 und 20 des Abgeordneten Müntefering, Fragen 21 
und 22 des Abgeordneten Conradi und Fragen 23 
und 24 des Abgeordneten Dr. Sperling. Die Anwor-
ten werden als Anlagen abgedruckt. 
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Vizepräsident Frau Renger 
Wir sind damit am Ende der Fragen zum Ge-

schäftsbereich des Bundesministers für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau. Ich danke Ihnen, 
Herr Staatssekretär. 

Die Fragen aus den Geschäftsbereichen, die für 
heute vorgesehen waren, aber aus Zeitgründen 
nicht mehr aufgerufen werden konnten, sowie die 
Fragen zu den Geschäftsbereichen Auswärtiges 
Amt, Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und 

Verteidigung werden in der Fragestunde am Frei-
tag, 15. November 1985, aufgerufen. 

Wir sind am Ende der Fragestunde. 

Ich berufe die nächste Sitzung auf Donnerstag, 
den 14. November 1985, 8 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.33 Uhr) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Ahrens * 15. 11. 
Becker (Nienberge) 15. 11. 
Brandt 14. 11. 
Dr. von Bülow 13. 11. 
Dreßler 13. 11. 
Dr. Ehmke (Bonn) 15. 11. 
Dr. Götz 13. 11. 
Dr. Haack 13. 11. 
Haar 13. 11. 
Dr. Häfele 15. 11. 
Hauser (Krefeld) 15. 11. 
Dr. Haussmann 15. 11. 
Heimann 13. 11. 
Herterich 15. 11. 
Graf Huyn 13. 11. 
Ibrügger 13. 11. 
Dr. Kohl 13. 11. 
Lange 13. 11. 
Lenzer ** 15. 11. 
Linsmeier 13. 11. 
Maaß 13. 11. 
Reddemann ** 15. 11. 
Reuschenbach 13. 11. 
Dr. Rumpf * 15. 11. 
Dr. Scheer * 15. 11. 
Frau Schmedt (Lengerich) 15. 11. 
Schmidt (Hamburg) 13. 11. 
Dr. Schmude 15. 11. 
Schröder (Hannover) 15. 11. 
Schröer (Mülheim) 13. 11. 
Schulte (Unna) * 15. 11. 
Seehofer 15. 11. 
Stockleben 15. 11. 
Suhr 15. 11. 
Uldall 13. 11. 
Dr. Unland * 15. 11. 
Verheugen 14. 11. 
Dr. von Wartenberg 14. 11. 
Weißkirchen (Wiesloch) 15. 11. 
Frau Dr. Wex 14. 11. 
Dr. Wieczorek 15. 11. 
Wolfram (Recklinghausen) 13. 11. 
Zeitler 13. 11. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Borgmann (GRÜNE) (Druck-
sache 10/4197 Frage 3): 

Trifft es zu, daß die Bundesrepublik Deutschland im Aus-
schuß der EG-Botschafter dagegen stimmte, daß durch eine 
Gemeinschaftsverordnung der EG mit klarer Definition der 
Export „paramilitärischer" Ausrüstung" und Öl sowie nuklea

-

rer Materialien aus der Bundesrepublik Deutschland nach 
Südafrika sowie die Einfuhr von Uran aus Südafrika in die 
Bundesrepublik Deutschland verboten wurde und daß bei 
anderem Stimmverhalten der Bundesrepublik Deutschland 
diese Gemeinschaftsverordnung der EG-Zollunion für die 
Bundesrepublik Deutschland verpflichtend geworden wäre 
(vgl. Frankfurter Rundschau vom 12. Oktober 1985)? 

Eine Abstimmung über den Vorschlag der EG-
Kommission für eine Verordnung über die Ein-
schränkung der Ausfuhren nach Südafrika hat 
nicht stattgefunden. Es trifft jedoch zu, daß sich die 
Bundesregierung, wie auch andere Delegationen im 
Ausschuß der Ständigen Vertreter gegen den Ent-
wurf für eine Verordnung ausgesprochen hat, weil 
sich die Bundesregierung auch ohne Rechtssetzung 
durch die Gemeinschaft an die im Rahmen der Eu-
ropäischen Politischen Zusammenarbeit getroffe-
nen Beschlüsse von Luxemburg gebunden fühlt; die 
meisten restriktiven Maßnahmen sind ohnehin seit 
langem Bestandteil unserer Politik gegenüber Süd-
afrika. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jahn auf die Frage des 
Abgeordneten Menzel (SPD) (Drucksache 10/4197 
Frage 16): 

Hält die Bundesregierung an ihrem Ziel fest, im Bereich 
der Baugesetze insgesamt auf zwei Drittel aller Paragraphen 
zu verzichten, und für welche der 189 Paragraphen des Bun-
desbaugesetzes schlägt der Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau konkret Streichung vor? 

Die Bundesregierung strebt mit dem Baugesetz-
buch eine erhebliche Straffung und die erforderli-
che Rechtsvereinfachung im Bereich des Städte-
baurechts an. Durch die Zusammenlegung von Bun-
desbaugesetz und Städtebauförderungsgesetz kön-
nen Doppelregelungen abgebaut und entspre-
chende Bestimmungen entfallen. Neben dem Städ-
tebauförderungsgesetz werden auch die Ausgleichs-
betragsverordnung, die Ordnungsmaßnahmenver-
ordnung sowie - endlich - die Reichsgaragenord-
nung aufgehoben. Gleichzeitig wird das Verfahren 
zur Aufhebung des Modernisierungs- und Energie-
einsparungsgesetzes eingeleitet. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jahn auf die Fragen 
des Abgeordneten Ranker (SPD) (Drucksache 
10/4197 Fragen 17 und 18): 

Wird die Bundesregierung im Sinne der Vereinfachung 
einen Baugesetzbuch-Entwurf vorlegen, oder wird sie, wie im 
Vorentwurf, eine Vielzahl unübersichtlicher Änderungsan-
träge einbringen? 

Wieviel Zeit haben die Entwürfe, die Planspiele und die 
Beratungen der Ausschüsse und des Deutschen Bundestages 
beim Baugesetzbuch, seinen Novellen und beim Städtebau- 
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förderungsgesetz in Anspruch genommen, und wieviel Zeit 
stehen nach dem Terminplan der Regierung den interessier-
ten gesellschaftlichen Gruppen, den Verbänden und Organi-
sationen, den Städten und Gemeinden, den Ländern und dem 
Deutschen Bundestag vom Tage der Vorlage des Entwurfs 
bis zur Beschlußfassung zur Verfügung? 

Zu Frage 17: 

Der Entwurf eines Baugesetzbuchs wird den 
Zielen der Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 
entsprechen. Die Bundesregierung sieht sich hier-
bei durch das eindeutige Votum der von ihr einge-
setzten Unabhängigen Kommission für Rechts- und 
Verwaltungsvereinfachung bestärkt, die in ihrem 
Beschluß vom 9. Oktober 1985 den vorliegenden 
Entwurf ausdrücklich unterstützt hat. 

Es entspricht im übrigen dem üblichen Verfah-
ren, bei einem so umfangreichen Gesetz eine Neu-
bekanntmachung des Gesamttextes vorzusehen. 

Zu Frage 18: 

Die in der Frage bezeichneten Gesetzgebungsver-
fahren sind so unterschiedlich, daß ein Vergleich 
nicht möglich ist. 

Was das Baugesetzbuch betrifft, hat die Bundes-
regierung am 22. Februar 1984 beschlossen, daß der 
Entwurf eines Baugesetzbuchs noch im Jahre 1985 
von der Bundesregierung beschlossen wird. Dieser 
Zeitplan wird eingehalten. 

Die Bundesregierung hat dies mit der Erwartung 
verbunden, daß das Baugesetzbuch noch in dieser 
Legislaturperiode verabschiedet wird. Die Verant-
wortung über die Behandlung und den Zeitplan des 
Baugesetzbuchs liegt ab der Zuleitung des Gesetz-
entwurfs an die gesetzgebenden Körperschaften 
ausschließlich bei diesen. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jahn auf die Fragen 
des Abgeordneten Müntefering (SPD) (Drucksache 
10/4197 Fragen 19 und 20): 

Werden nach dem Zeitplan der Bundesregierung die Bun-
destagsausschüsse die Stellungnahme des Bundesrates und 
die Gegenäußerung der Bundesregierung zum Entwurf vor-
liegen haben, wenn sie mit ihren Beratungen beginnen, oder 
geht die Bundesregierung davon aus, daß die Mehrheit des 
Deutschen Bundestages ihrem Entwurf zustimmt, ohne die 
Stellungnahme der Länder hinreichend berücksichtigen zu 
können? 

Wie viele Planspiele mit welchen Städten und Gemeinden 
in welchem Zeitraum kalkuliert der Terminplan der Bundes-
regierung für das Baugesetzbuch ein'? 

Zu Frage 19: 

Was den Verantwortungsbereich der Bundesre-
gierung für Gesetzentwürfe betrifft — und nur 
hierzu kann ich Stellung nehmen — nimmt nach 
dem Grundgesetz hierzu zunächst der Bundesrat 
Stellung, wozu eine Gegenäußerung der Bundesre-
gierung möglich ist. Sodann wird der Gesetzent

-

wurf von der Bundesregierung dem Deutschen 
Bundestag zugeleitet. 

Zu Frage 20: 

Ob der Deutsche Bundestag, wie in den vergange-
nen Jahren bei Gesetzgebungsvorhaben im Bereich 
des Städte- und Wohnungsbaus wiederholt prakti-
ziert, die Durchführung von Planspielen beabsich-
tigt, muß den parlamentarischen Entscheidungen 
im Gesetzgebungsverfahren überlassen bleiben. 
Die Bundesregierung hat jedoch vorsorglich alle or-
ganisatorischen Vorkehrungen getroffen, um ent-
sprechenden Wünschen des Deutschen Bundesta-
ges kurzfristig Rechnung tragen zu können. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jahn auf die Fragen 
des Abgeordneten Conradi (SPD) (Drucksache 10/ 
4197 Fragen 21 und 22): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im vorliegenden 
Entwurf eines Gesetzes über das Baugesetzbuch die bisher 
gewonnene Rechtssicherheit im geltenden Städtebaurecht 
zugunsten von Länderregelungen aufgegeben wird? 

Mit welchen Instrumentarien sollen Gemeinden in Zu-
kunft Konflikte zwischen städtebaulichen Zielen lösen, die 
sich bei den unterschiedlichen Fachplanungen der Raumord-
nung und der Bauleitplanung ergeben? 

Der Beschluß der Bundesregierung über den Ent-
wurf eines Baugesetzbuches wird derzeit vorberei-
tet. Entsprechend der vom Bundeskabinett am 
22. Februar 1984 festgelegten Zeitplanung wird die 
Bundesregierung darüber noch in diesem Jahr ent-
scheiden. 

Da die Bundesregierung den Entwurf im gegen-
wärtigen Zeitpunkt noch nicht beschlossen hat, 
kann ich zu sachlichen Inhalten des vorliegenden 
Entwurfs namens der Bundesregierung noch nicht 
Stellung nehmen. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jahn auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Sperling (SPD) (Drucksache 
10/4197 Fragen 23 und 24): 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die akuten Investi-
tionshemmnisse, die entstehen, weil laut Bundesminister Dr. 
Schneider „die Leute bauen wollen, man sie aber nicht läßt", 
und welchen baukonjunkturellen Effekt verspricht sich die 
Bundesregierung deshalb vom neuen Baugesetzbuch? 

Wird die Bundesregierung in ihrem Entwurf zum Bauge-
setzbuch die Bürgerbeteiligung bei der Bauleitplanung si-
chern und ausbauen und damit der Forderung vieler Fach-
leute, z. B. des Bundes Deutscher Architekten, dem Bund 
Deutscher Landschaftsarchitekten, der Forschungsgesell-
schaft Landschaftsentwicklung/Landschaftsbau und der Ver-
einigung der Stadt-, Regional- und Landesplanung entspre-
chen? 
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Zu Frage 23: 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Verbesserung der rechtlichen Rahmenbedingungen 
im Bauwesen eine wichtige Voraussetzung für die 
Verbesserung der Investitionsbedingungen ist. Die 
Bundesregierung beabsichtigt daher, mit dem Bau-
gesetzbuch die erforderlichen Erleichterungen für 
das Bauen herbeizuführen. Die Stellungnahmen 
der Verbände zum Entwurf des Baugesetzbuchs ha-
ben die Bundesregierung in ihrer Absicht unter-
stützt, mit dem Baugesetzbuch entsprechende Än-
derungen anzustreben. 

Ich nenne konkret die beabsichtigte Neufassung 
der Vorschriften über die Zulassung von Bauvorha-
ben: Sie sollen im Rahmen einer geordneten städte-
baulichen Entwicklung das Bauen erleichtern; da-
bei sollen vor allem Verfahrenserschwernisse ver-
mindert werden (insbesondere städtebaulich ver-
tretbare Befreiungen anstelle Planänderungsver-
fahren, frühere Genehmigung während Planauf stel

-

lung,  in nichtbeplanten Gebieten Einzelgenehmi-
gung von Betriebsinvestitionen ohne Planverfah-
ren). Die neuen Vorschriften tragen auch mittelbar 
zur besseren Absicherung der Standorte von Ge-
werbe, Handwerk und Landwirtschaft bei. Damit 
wird die Investitionsfähigkeit der Betriebe und die 
Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeits-
plätzen unterstützt. 

Zu Frage 24: 

Die Bundesregierung hält die Beteiligung der 
Bürger im Bereich des Städtebaurechts, insbeson-
dere bei der Bauleitplanung und der Sanierung, für 
unverzichtbar. Der Bundesbauminister hat bereits 
bei der öffentlichen Vorstellung der Ergebnisse der 
von ihm eingesetzten Arbeitsgruppen erklärt, daß 
ein Abbau der Bürgerbeteiligung nicht in Betracht 
komme. Er hat sich im Gegenteil gegen eine Ver-
krustung der Bürgerbeteiligung und für eine Stär-
kung der Rechte der Bürger ausgesprochen. 
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